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MOTION
DATUM: 10.03.2022
AMANDO AMMANN

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 12.06.2023
BERNADETTE FLUCKIGER

Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

In einer Motion forderte Lukas Reimann (svp, SG) im Méarz 2021, dass Soft Law nicht die
bewidhrte, demokratische Gewaltenteilung umgehen diirfe und daher zwingend dem
Parlament unterbreitet sowie einem fakultativen Referendum unterstellt werden
musse. Der Motionar argumentierte in der Begrindung seiner Motion, dass durch Soft
Law eine Volkerrechtstradition erschaffen werde, die nach einigen Jahren von den
Gerichten als bindend angesehen werde. Er berief sich zudem auf den Postulatsbericht
«Konsultation und Mitwirkung des Parlaments im Bereich von Soft Law», in dem der
Bundesrat darauf hingewiesen habe, dass der innenpolitische Meinungsbildungsprozess
im Falle von Soft Law-Instrumenten nicht vollstandig ausgeschépft werde. Der
Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion Reimann. Die Exekutive hatte sich aber
im erwéhnten Bericht ebenfalls die Frage gestellt, wie die in der Bundesverfassung und
im Parlamentsgesetz garantierte Mitwirkung des Parlaments in der Aussenpolitik im
Kontext von Soft Law-Instrumenten umgesetzt werden kénne, und verwies daher auf
die Vorschlage zur gezielten Mitwirkung des Parlaments unter Wahrung der
verfassungsmassigen Kompetenzordnung und der aussenpolitischen
Handlungsfahigkeit, die sie in besagtem Postulatsbericht unterbreitet hatte. Die
aussenpolitischen Kommissionen hatten sich bei der Beratung des Berichts dazu
entschlossen, das Thema durch eine Subkommission vertieft analysieren zu lassen. Das
Kernanliegen der Motion sei somit bereits Bestandteil der aktuellen Diskussionen im
Parlament, mit Ausnahme der Frage des fakultativen Referendums. Die von Reimann
gestellte Forderung wurde Uberdies eine Revision der Bundesverfassung notig machen,
was der Bundesrat jedoch fur verfriuht hielt, da die Beratungen im Parlament noch nicht
abgeschlossen seien.

In der Fruhjahrssession 2022 zeigte sich Motionar Reimann erstaunt tUber die Aussage
des Bundesrats, dass man sich noch in der Analysephase befande, wo doch der
Postulatsbericht verdffentlicht sei und dessen Aussagen «klipp und klar» seien. Seiner
Meinung nach sei Soft Law demokratisch zu wenig legitimiert und die Mitsprache von
Parlament und Stimmbevélkerung ungenltigend. Mitte-Nationalratin  Schneider-
Schneiter (mitte, BL) zeigte sich mit dem Inhalt der Motion einverstanden, wies ihren
Ratskollegen aber ebenfalls auf die Arbeit der Subkommission hin, die Reimanns Motion
Uberfllissig mache. Reimann wollte jedoch «N&gel mit Képfen machen» und sofort eine
Entscheidung féllen, denn die Arbeit der Subkommission stelle fir ihn eine «sehr lange
Verzégerung der ganzen Sache» dar. Aussenminister Cassis teilte dem Motionar mit,
dass die Exekutive die Arbeit des Parlaments nicht beschleunigen kénne. Cassis zahlte
zudem einige negative Konsequenzen auf, die die Genehmigung des Soft Law durch das
Parlament héatte. Einerseits wiarde die parlamentarische Genehmigung die
Verbindlichkeit der Soft Law-Instrumente erhdhen, was der Natur der Sache
widerspreche und zu Asymmetrien in den zwischenstaatlichen Beziehungen flhren
wirde, weil kein anderes Land eine solche Regelung kenne. Andererseits wére eine
Verfassungsédnderung noétig, weil Soft Law nicht unter den Begriff der volkerrechtlichen
Vertrage féllt, womit man eine Verfassungsdiskussion flhren mdisste, bevor das
Parlament eine Analyse der Situation durchfliihren kénnte. Der Nationalrat stimmte mit
138 zu 52 Stimmen gegen die Motion, nur die Mitglieder der SVP-Fraktion sprachen sich
fur ein Ja aus. '

Der Bundesrat verabschiedete im Februar 2023 den Aussenpolitischen Bericht 2022.
Den Schwerpunkt bildete dabei der im Fruhjahr 2022 gestartete Angriffskrieg Russlands
gegen die Ukraine. Dieser flhrte in der Schweiz und in vielen anderen Staaten zu einer
Energiekrise und zu einer starken Inflation. Auch eine in vielen Landern zu spurende
grossere Erndhrungsunsicherheit und ganz allgemein eine grosse geopolitische
Instabilitat waren Folge dieses Krieges. Die Schweiz habe die Sanktionspolitik der EU
gegen Russland unterstutzt und sich gegeniber der Bevolkerung in der Ukraine
solidarisch gezeigt, erklarte der Bundesrat im Bericht. Weiter hielt der Bericht fest,
dass die im Juli 2022 in Lugano durchgeftihrte Ukraine Recovery Conference den
politischen Prozess fur den Wiederaufbau der Ukraine lanciert habe. Ein weiteres
wichtiges Kapitel des Berichts widmete sich den Beziehungen der Schweiz zur EU.
Diesbezuglich verwies der Bundesrat auf die im Februar 2022 festgelegte Stossrichtung
fir ein neues Verhandlungspaket mit der EU.

Weitere Themen waren auch das Engagement der Schweiz fur einen wirkungsvollen
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INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 25.05.2021
AMANDO AMMANN

Multilateralismus und der Einsitz der Schweiz im Sicherheitsrat der UNO fur die Periode
2023-2024.

Als Anhang zum aussenpolitischen Bericht publizierte der Bundesrat den Bericht tUber
die Menschenrechtsdiplomatie der Schweiz fur die Jahre 2019-2022. Mit diesem
Bericht erfullte er das Postulat 20.4334 der APK-NR zum Menschenrechtsdialog mit
China. Der Bundesrat hielt fest, dass sich die Schweiz bemuhe, die bilaterale sowie
multilaterale Menschenrechtsdiplomatie mit China aufrechtzuerhalten - der letzte
bilaterale  Austausch  fand 2018 statt -, obwohl Chinas Bereitschaft,
Menschenrechtsfragen zu diskutieren, in den letzten Jahren abgenommen habe.
Zugleich habe sich die menschenrechtliche Lage in China in vielen Bereichen, etwa in
Bezug auf die Meinungsausserungsfreiheit oder die Rechte von Minderheiten, stark
verschlechtert. Die Schweiz werde aber trotz der ernlichternden Ergebnisse in
Kohérenz mit der China-Strategie 2021-2024 weiterhin versuchen, den bilateralen
Menschenrechtsdialog wieder aufzunehmen.

Der Nationalrat nahm in der Frihjahrssession 2023 Kenntnis vom Bericht. Christine
Bulliard-Marbach (mitte, FR) und Sibel Arslan (basta, BS) stellten den Bericht vor und
erlauterten, dass dieser in der Kommission von den Fraktionen generell wohlwollend
aufgenommen worden sei. Gemass Sibel Arslan divergierten die Meinungen zur
Reaktion des Bundesrates auf den Ukraine-Krieg stark: Einige hatten kritisiert, dass der
Bundesrat die EU-Sanktionen gegen Russland erst auf offentlichen Druck hin
Ubernommen  habe. Anderen wiederum habe der Bundesrat bei der
Sanktionsibernahme zu rasch gehandelt und dadurch rechtsstaatliche Prinzipien
verletzt. Des Weiteren habe auch die Frage der Neutralitédt zu reden gegeben; diese
Thematik mlsse in nachster Zeit vertieft diskutiert werden, lautete geméss Arslan der
Tenor in der APK-NR. Anschliessend ausserten sich die Fraktionen zu den flr sie
wichtigen Aspekten des aussenpolitischen Berichts. So erlduterte etwa Elisabeth
Schneider-Schneiter (mitte, BL) fir die Mitte-Fraktion, dass die Schweiz im Bereich der
Aussenpolitik entschieden auf die Einhaltung des Vdlkerrechts pochen misse. Fir die
SP-Fraktion dusserten Brigitte Crottaz (sp, VD) und Claudia Friedl (sp, SG) ihren Unmut
dartber, dass der Bundesrat lange gezogert habe, die EU-Sanktionen gegenuber
Russland vollumfanglich zu Gbernehmen. Tiana Moser (glp, ZH) verlangte flr die GLP-
Fraktion einen grosseren finanziellen Effort der Schweiz fir die Ukraine, insbesondere
angesichts der Tatsache, dass der Bundesrat die Wiederausfuhr von Rustungsgutern
ablehne. Fur die SVP-Fraktion sprach sich Roger Képpel (svp, ZH) eben gerade gegen
eine Ausfuhr von Waffen an die Kriegsparteien aus, da die Aufgabe des Bundesrates
darin bestehe, die Schweiz aus diesem Krieg herauszuhalten. Auch die Grine Fraktion
sprach sich gegen den Export oder die Wiederausfuhr von Waffen aus; sie unterstitze
jedoch die wirtschaftlichen Sanktionen gegen Russland, wie Denis de la Reussille (pda,
NE) anmerkte. Zudem forderte der Grlnen-Vertreter, dass sich der Bericht zur
Aussenpolitik zuklnftig vermehrt der Menschenrechtslage zuwende, und weniger von
okonomischen Aspekten geprégt sei. Schliesslich monierte Hans-Peter Portmann (fdp,
ZH) im Namen der FDP-Fraktion, dass es der Bundesrat verpasst habe, eine umfassende
Debatte zur Schweizer Neutralitat zu fihren, weil ein entsprechender Bericht von
Aussenminister Cassis vom Bundesrat zurtickgewiesen worden sei.

Im Standerat wurde der Bericht in der Sommersession 2023 nur kurz von Pirmin
Bischof (mitte, SO) und Aussenminister Cassis vorgestellt und sodann stillschweigend
zur Kenntnis genommen. ?

Beziehungen zur EU

Nach dem mit Spannung erwarteten Treffen zwischen Bundesprasident Parmelin und
der Prasidentin der Europdischen Kommission, Ursula Von der Leyen, am 23. April
2021 schien die Lage mehr oder weniger unverandert. Die Verhandlungen zu einem
Rahmenabkommen wurden nicht abgebrochen, angenahert hatte man sich aber auch
nicht und darlUber hinaus seien auch keine weiteren Treffen vereinbart worden,
berichtete die NZZ am Folgetag. «Wir haben festgestellt, dass wir in unseren Positionen
weiterhin erhebliche Differenzen haben», fasste Bundespréasident Parmelin die
Ergebnisse des eineinhalbstliindigen Gespréachs vor der Presse lapidar zusammen. Der
Chefsprecher der EU-Kommission erklarte im Nachgang des Treffens, dass die Schweiz
die drei umstrittenen Bereiche ganzlich aus dem Abkommen herauslésen wolle, was aus
Sicht der EU «nicht akzeptabel» sei. Dennoch zeigte sich die EU fur weitere
Verhandlungen offen und forderte die Schweiz auf, Kompromisse einzugehen.
Bundesrat Parmelin liess verlauten, dass der Gesamtbundesrat die Situation analysieren
werde und daflr auch die zustandigen Parlamentskommissionen, die Kantone und die
Sozialpartner konsultieren wolle. Im Interview mit dem Sonntagsblick meinte Guy
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Parmelin, dass eine Verhandlung «<immer das Risiko eines Scheiterns» beinhalte, wobei
die Verhandlungen mit der EU aber noch nicht vorbei seien. Er deutete dabei an, dass
der Bundesrat «immer in Alternativen denkt», relativierte aber zugleich, dass eine
Diskussion Uber Alternativen zum Rahmenabkommen noch verfriht sei. Die
Stimmbevdlkerung solle aber nur dann Uber das Abkommen entscheiden durfen, wenn
der Bundesrat von dessen Inhalt Uberzeugt sei.

Die Reaktionen der Schweizer Parteien verdeutlichten die Ungewissheit Uber den
Zustand des Rahmenabkommens. Wahrend die SVP offiziell die Beerdigung des
Rahmenvertrags forderte, begrisste die FDP die Weiterfuhrung der Gesprache. Jurg
Grossen (glp, BE) kritisierte, dass der Bundesrat Maximalforderungen eingebracht habe,
womit er mutwillig das Scheitern des Abkommens riskiert habe. Economiesuisse und
Swissmem bedauerten die ausbleibenden Fortschritte, wohingegen die Mitte und die SP
bekraftigten, den Vertrag in der vorliegenden Form ablehnen zu wollen. Die
Gewerkschaften zeigten sich weiterhin unerbittlich und hielten daran fest, das
Abkommen zu blockieren, solange der Lohnschutz nicht davon ausgenommen werde.
Ausgerechnet in der SP - die sich lange auf diesen Standpunkt gestellt hatte - regte sich
nach dem Treffen jedoch vereinzelt Widerstand gegen diese Haltung. Eine Gruppe
prominenter Parteimitglieder - darunter Alt-Bundesrat Moritz Leuenberger und
Nationalrat Molina (sp, ZH) - setzten sich hingegen dafiir ein, dass der Lohnschutz zwar
ins Abkommen aufgenommen wird, dort aber garantiert wird. Diesem Vorgehen
diametral entgegen stand SGB-Prasident Maillard, der den EuGH nicht an der Auslegung
der Schweizer Lohnschutzmassnahmen teilhaben lassen wollte. Die APK-NR gab in einer
Stellungnahme bekannt, dass sie den Bundesrat dazu auffordere, erneut
Kompromissvorschlage auszuarbeiten, um die drei offenen Punkte zu I6sen -
flankierende Massnahmen, Unionsburgerrichtlinie und staatliche Beihilfen - und das
Abkommen zeitnah abzuschliessen. Die APK-SR machte sich hingegen bereits auf ein
Scheitern des Rahmenabkommens gefasst und nahm einen Antrag an, der vom
Bundesrat ein aussenpolitisches Konzept forderte, in dem dieser aufzeigen solle, wie
die Beziehungen mit der EU im Sinne eines «Modus Vivendi» fir die kommenden Jahre
konstruktiv und stabil gestaltet werden konnten.

Die EU schien nach dem ergebnislosen Spitzentreffen auf Nebenschauplatzen
zusatzlichen Druck auf die Schweiz aufbauen zu wollen. Am 26. April berichtete die NZZ
Uber Aussagen einer EU-Beamtin, dergemass die Gesprache Uber die Teilnahme am
Forschungsprogramm Horizon Europe erst dann beginnen wurden, wenn die Schweiz
den zweiten Kohasionsbeitrag freigegeben habe. Dieser war von der Schweiz blockiert
worden, nachdem die EU der Schweiz die Bérsenaquivalenz entzogen hatte. Wegen der
fehlenden Assoziierung der Schweiz an Horizon Europe wurde zudem Anfang Mai der
Aufnahmeantrag der SBB fur ein paneuropaisches Bahnprojekt sistiert und der Tages-
Anzeiger vermutete auch hinter der Aufhebung der Exportkontrolle fir Corona-
Impfstoffe der EU flr Liechtenstein eine Ungleichbehandlung gegentber der Schweiz.
Fur Aufsehen sorgte wenige Tage nach dem Treffen in Brussel die Veroffentlichung des
Schweizer Verhandlungsmandats, welches gegen den Willen des Bundesrats an die
Medien gelangt war. Die NZZ stellte fest, dass die Schweiz in den drei strittigen Punkten
zwar weitreichende Eingestandnisse gefordert habe, diese jedoch nicht so weit gingen,
wie es die EU dargestellt hatte. So habe die Schweiz zwar den expliziten Ausschluss
gewisser Aspekte, aber keinen vollstandigen Ausschluss der Unionsburgerrichtlinie
gefordert. Als Knackpunkt erwies sich offensichtlich vor allem das «Recht auf
Daueraufenthalt», da das EJPD Flrsorgeabhéangigkeit und  erschwerte
Ausschaffungsbedingungen beflirchtete.

In der Zwischenzeit blieb auch das Parlament nicht untatig. Die FDP-Fraktion sowie
Aussenpolitikerinnen und Aussenpolitiker verschiedener Parteien verlangten vom
Bundesrat eine Stellungnahme zu den potenziellen Risiken im Falle eines Scheiterns des
Rahmenabkommens. Hervorgehoben wurden in der Interpellation (Ip. 21.3516) vor allem
die auslaufenden Marktzugangsabkommen sowie die Nachteile bei Forschungs- und
Bildungsprogrammen. Auch die APK-NR wurde aktiv und forderte vom Bundesrat die
Herausgabe eines als geheim deklarierten Dokuments, welches die negativen Folgen
eines Scheiterns im Detail darstellte. Nationalratin Schneider-Schneiter (mitte, BL) liess
verlauten, dass der Inhalt dieser Studie zentral fur die Meinungsbildung sei, und ihr
Ratskollege Nussbaumer (sp, BL) befand es fir «unséglich», wie der Bundesrat in
diesem Dossier die «Rechte des Parlaments beschnitten» habe.

Wahrend die Meinungsbildung der Aussenpolitikerinnen und Aussenpolitiker noch im
Gange war, verlangten die Kantone vom Bundesrat die Fortfuhrung der Verhandlungen.
Auch aufseiten der EU fand sich weiterhin Unterstltzung fir das Rahmenabkommen.
Am 11. Mai trafen sich die Europa-Minister der 27 EU-Mitgliedstaaten und ermutigten
die Kommission dazu, die Verhandlungen mit der Schweiz nicht abzubrechen, sondern
eine einvernehmliche Losung zu erarbeiten. Weiterhin blieb jedoch unklar, welche
Form eine derartige Losung annehmen kdnnte, da beide Seiten keine weiteren
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MOTION
DATUM: 10.06.2021
AMANDO AMMANN

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 27.09.2021
AMANDO AMMANN

Kompromisse einzugehen bereit waren. Die NZZ und der Tages-Anzeiger zeigten sich
am 14. Mai in ihrer Berichterstattung etwas Uberrascht davon, dass
Verteidigungsministerin Amherd dem Gesamtbundesrat einen «Plan B» vorgelegt habe.
In einer Phase, in der viele Politiker das Abkommen bereits fir tot erklart hatten, setzte
sich Amherd fur ein Entgegenkommen der Schweiz ein. Ihr Vorschlag sah vor, dass die
Schweiz die Unionsblrgerrichtlinie Gbernahme und im Gegenzug eine Schutzklausel
eingefihrt wirde, mithilfe derer man die neuen Regeln in den ersten Jahren
widerrufen kénne, falls gewisse Grenzwerte Uberschritten wirden. Damit wolle Amherd
den Ergebnissen einer ersten bundesratlichen Aussprache entgegenwirken, bei der
eine Mehrheit der Ratsmitglieder zum Abbruch der Verhandlungen tendiert habe, wie
der Tages-Anzeiger berichtete. Amherds Vorschlag fand Zuspruch bei der APK-NR, die
wenige Tage darauf den Bundesrat zur Anpassung des Verhandlungsmandats
aufforderte, um doch noch einen Kompromiss zu ermoglichen. Zudem machte sie wie
zuvor schon ihre Schwesterkommission deutlich, dass der Verhandlungsabbruch ohne
Konzept flr die Weiterflhrung der bilateralen Vertrage keine Mdglichkeit darstelle.
Schliesslich manifestierte sich auch in der Zivilbevolkerung Widerstand gegen das
drohende Verhandlungsende. Eine <«Allianz von Europafreunden», wie der Tages-
Anzeiger sie bezeichnete, erarbeitete einen Initiativtext, um das Rahmenabkommen
notfalls vor das Stimmvolk zu bringen. Diese Allianz setzte sich auf unterschiedlichen
Interessensgruppen zusammen, darunter die Operation Libero, das Komitee
«Progresuisse», aber auch die Alt-Bundesrédte Arnold Koller (cvp) und Doris Leuthard
(cvp).?®

In der Sommersession 2021 kam die Motion Rieder (mitte, VS) Uber die gesetzliche
Grundlage zur Wahrung des Mitsprache- und Entscheidungsrechts von Parlament,
Volk und Kantonen bei der Umsetzung des Rahmenabkommens in den Nationalrat. Die
APK-NR hatte sich im Vorfeld der Session mit der Motion befasst und deren Annahme
beantragt. Die Kommissionsmehrheit befand geméss Kommissionssprecherin
Schneider-Schneiter (mitte, BL), dass das Motionsanliegen wichtig sei und zudem die
gleichen Ziele verfolge wie eine im November 2020 eingesetzte Subkommission der
APK-NR. Eine SVP-Minderheit Blichel (svp, SG) setzte sich hingegen fur die Ablehnung
der Motion ein, da der Rahmenvertrag gescheitert war und demnach auch keine
Mitspracherechte bei dessen Umsetzung diskutiert werden mdussten. Fur die
Kommissionsmehrheit stellte das keinen Hinderungsgrund dar, da derartige
Fragestellungen auch im Hinblick auf zuklnftige Abkommen mit der EU geklart werden
sollten, wie Nicolas Walder (gp, GE) ausfiihrte. Aussenminister Cassis empfahl dem
Standerat hingegen, die obsolet gewordene Motion abzulehnen. Der Widerstand der
SVP- und FDP-Fraktionen reichte aber nicht aus, um die Motion zum Scheitern zu
bringen. Stattdessen nahm die grosse Kammer diese mit 109 zu 76 Stimmen (bei 1
Enthaltung an). *

Wie im Standerat einige Wochen zuvor, wurde in der Herbstsession 2021 auch im
Nationalrat ein Ordnungsantrag zur Anpassung der Bundesbeschliisse iiber den
zweiten Schweizer Beitrag an ausgewdhlte EU-Mitgliedstaaten eingereicht. Der
Antragsteller Christian Wasserfallen (fdp, BE) verlangte, die Behandlung des Geschéfts
vorzuziehen und dieses - wie der Stdnderat - bereits in der Herbstsession zu
behandeln. Er argumentierte, dass die APK-NR das Geschéft bereits vorberaten und
eindringlich studiert habe, weshalb es reif fir die Beratung wahrend der Herbstsession
sei. Das Parlament musse endlich aktiv werden, um Chancen fir den Schweizer
Bildungs- und Wirtschaftsstandort zu &ffnen. Kommissionsmitglied Schneider-
Schneiter (mitte, BL) war hingegen der Ansicht, die bevorstehende Annahme des
Beschlusses durch den Standerat sei bereits «ein deutliches Zeichen in Richtung
Brussel». Fur sie wlrde die vorgezogene Behandlung keinen Mehrwert schaffen,
«sondern lediglich Frustration und kontraproduktive Effekte» nach sich ziehen. Sie
kritisierte zudem den Bundesrat flr die lange Wartezeit zwischen dem Abbruch der
Verhandlungen Uber das InstA und der Publikation der Botschaft zur Freigabe der
Kohasionsmilliarde. Nationalratsprésident Aebi (svp, BE) kiindigte vor der Abstimmung
an, im Falle einer Annahme wirde der Nationalrat die Vorlage am Abend des vorletzten
Sessionstags nach dem Standerat beraten. Eine knappe Mehrheit des Nationalrats nahm
den Ordnungsantrag mit 93 zu 88 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) an. Gegen den Antrag
stimmte die SVP-Fraktion sowie Mitglieder der Mitte- und der FDP.Liberalen-
Fraktionen. ®
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Etwa anderthalb Stunden diskutierte der Nationalrat in der Herbstsession 2021 liber die
Freigabe des zweiten Kohasionsbeitrags an die EU. Die APK-NR empfehle, den
Vorschlag des Bundesrats anzunehmen und mit dem Entscheid einem «konstruktiven
Ansatz in der Europapolitik Raum zu geben», teilte Kommissionssprecher Nussbaumer
(sp, BL) zu Beginn der Debatte mit. Die Kommission wolle den Bundesbeschluss zur
Freigabe der Kohasionsmilliarde jedoch dahingehend ergénzen, dass Verpflichtungen
auf Grundlage des Kohasionskredits erst eingegangen wirden, nachdem der Bundesrat
die Finanzierungsbotschaft zur Schweizer Teilnahme an Erasmus plus vorgelegt hat. Um
diesen Prozess zu beschleunigen, hatte die APK-NR Anfang September 2021 eine
entsprechende Kommissionsmotion eingereicht.

Obwohl sich alle Fraktionen mit Ausnahme der SVP flr die Annahme des
Bundesbeschlusses aussprachen, bendtigten die Mitglieder des Nationalrats in der
Folge viel Sitzfleisch, bis sie eine Entscheidung treffen konnten. So wehrte sich die SVP-
Fraktion vehement gegen das Anliegen der Kommissionsmehrheit, wobei ihre Mitglieder
zahlreiche Fragen an die Rednerinnern und Redner stellten und dem Rat mehrere
Minderheitsantrage vorlegten. Thomas Aeschi (svp, ZG) etwa wollte von
Kommissionssprecher Nussbaumer wissen, weshalb die APK-NR trotz weiterer
Diskriminierungen die Freigabe unterstitze. Er beklagte die fehlende Assoziierung an
Horizon Europe und an Erasmus plus sowie die Probleme im gesamten Strombereich
und beim Mutual Recognition Agreement (MRA). Nussbaumer erklérte die Entscheidung
der Kommission damit, dass man mit dem Entscheid ein neues Kapitel in den
bilateralen Beziehungen aufschlagen kénne. Zwei Minderheitsantréage von Roger Képpel
(svp, ZH) verlangten, nicht auf das Geschaft einzutreten respektive keine
Verpflichtungen auf Grundlage des Rahmenkredits einzugehen, bis die Schweiz an
Horizon Europe assoziiert sei oder die Borsendquivalenz wiederhergestellt worden sei.
Eine Minderheit Nidegger (svp, GE) wollte die Vorlage an den Bundesrat rlickiiberweisen
und ihn beauftragen, die Kohasionsmilliarde fur die Sanierung der AHV zu verwenden.
Franz Gruter (svp, LU) schlug mit seinem Einzelantrag vor, den Beschluss dem
fakultativen Referendum zu unterstellen.

Uberdies legten die Sprecherinnen und Sprecher aller Fraktionen deren Position
ausflhrlich dar. So warf etwa Sibel Arslan (basta, NR) fir die Grline Fraktion sowohl der
Schweiz wie auch der EU vor, Fehler gemacht zu haben, sah den finalen Fehltritt aber
auf Schweizer Seite, und zwar im Abbruch der Verhandlungen Uber das
Rahmenabkommen. Die Freigabe der Kohasionsmilliarde erachtete sie als einen Schritt
zur Normalisierung und als Erflllung eines langst gemachten Versprechens. Da die
Motion der APK-NR zur Finanzierungsbotschaft von Erasmus plus bereits angenommen
worden war, forderte sie in einem Minderheitsantrag die Streichung der
entsprechenden Bedingung. Ahnlich ténte es auch von SP-Sprecher Molina (sp, ZH), der
das Ende der Verhandlungen ebenfalls als «verantwortungslos» kritisierte. Auch aus
Sicht der GLP sei der Verhandlungsabbruch ein «grosser Fehler» gewesen, meinte
Roland Fischer (glp, LU). Die Schweiz profitiere enorm vom européischen Binnenmarkt
und zahle im Verhéltnis zu Norwegen sehr wenig fir den Zugang. Die FDP setze sich fur
die Freigabe des Kohasionsbeitrags ein, um die Negativspirale im Verhéltnis zur EU zu
durchbrechen, erklarte Christa Markwalder (fdp, BE). Auch sie sprach das Uberaus
gunstige Kosten-Nutzen-Verhéltnis an, dass die Schweiz im Hinblick auf die
Verflechtung mit dem Binnenmarkt aufweise. Eine Verringerung der wirtschaftlichen
und sozialen Ungleichheiten wirke sich Uber die europaweiten Bildungs-, Forschungs-
und Kulturkooperationen auch positiv auf die Schweiz aus. Mitte-Nationalratin
Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) hob die Bedeutung der Kohasionszahlung fir
das Vorankommen im Horizon-Dossier hervor. Die Nichtassoziierung der Schweiz sei
zwar diskriminierend und die VerknUpfung mit der Kohasionsmilliarde «unschén>», doch
rechtlich gesehen stehe die EU nicht in der Pflicht, Abkommen mit der Schweiz zu
aktualisieren. Auch die Mitte-Fraktion unterstitze die Freigabe des Beitrags sowie den
Minderheitsantrag Arslan, gab sie bekannt. Nationalrat Griter vertrat schliesslich die
Ansicht, dass die Schweiz der EU nichts schulde, da die EU massiv von der Schweiz als
Handels- und Wirtschaftspartnerin profitiere. Er bemangelte zudem, dass der
Bundesbeschluss der Schweizer Bevolkerung nicht zur Abstimmung vorgelegt worden
war.

Der im Rat anwesende Aussenminister Cassis drangte die grosse Kammer zur Freigabe
der Zahlung, weil man nur so eine positive Verhandlungsdynamik schaffen und
Fortschritt in anderen Dossiers erzielen kénne. Fur die plotzliche Kehrtwende trotz
andauernder Diskriminierung der EU im Rahmen der aberkannten Bdérsenaquivalenz
habe der Bundesrat zwei Grlinde, erklarte Cassis: Einerseits hatten die
Schutzmassnahmen flir die Schweizer Bérseninfrastruktur die Situation entspannt,
andererseits sei die Rechtsgrundlage fur den zweiten Kohasionsbeitrag auf Ende 2024
befristet. Den Einzelantrag von Franz Gruter empfahl er zur Ablehnung, da
Finanzgeschafte gemass Parlamentsgesetz in Form von einfachen Bundesbeschlissen
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erlassen wirden - so etwa auch 2019, als das Parlament die Rahmenkredite der zweiten
Kohasionszahlung genehmigt hatte.

Die grosse Kammer lehnte in der Folge sdmtliche Minderheitsantréage der SVP ab, strich
aber gemass der Forderung von Sibel Arslan die Verkntupfung mit der
Finanzierungsbotschaft fur Erasmus plus. Spatabends wurde der Entwurf in der
Gesamtabstimmung mit 131 zu 55 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gegen den Willen der SVP-
Fraktion und einiger Fraktionsmitglieder der Mitte angenommen. °

In der Sommersession 2022 beriet der Nationalrat Gber die Motion Minder (parteilos,
SH), die die Erarbeitung einer Strategie fiir eine nachhaltige Zusammenarbeit Schweiz-
EU verlangte. Die APK-NR sei zum Schluss gekommen, dass nach dem Abbruch der
Verhandlungen Uber das Rahmenabkommen eine klare mittel- und langfristige Strategie
notig sei, erklarte deren Sprecherin Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL). Die
Schweiz musse eine <«moglichst weitgehende Beteiligung am EU-Binnenmarkt
verbunden mit Kooperationen in ausgewahlten Interessenbereichen» unter Bewahrung
ihrer politischen Eigenstéandigkeit anstreben. Flr diese Art der Zusammenarbeit habe
sich der bilaterale Weg bewahrt und solle fortgesetzt werden, empfahl Schneider-
Schneiter. Nicolas Walder (gp, GE), ebenfalls Kommissionssprecher, zeigte sich erfreut,
dass sich auch Mitglieder der SVP-Fraktion Sorgen Uber eine fehlende Strategie des
Bundesrats gegenlber der EU machten. Walder kritisierte den sektoralen Ansatz, den
der Bundesrat prasentiert hatte, der eher der Verzégerung weiterer Verhandlungen zu
dienen scheine. Die vorliegende Motion gehe auf mehrere Postulate zurlick, die vom
Bundesrat allesamt einen Europabericht gefordert hatten, welcher aber noch immer
nicht vorliege. Die Kommission habe aufgrund der noch immer fehlenden Strategie
daher ohne Gegenstimme den Vorstoss unterstitzt und fordere den grossen Rat auf,
dies ebenfalls zu tun.

Aussenminister Cassis wandte sich beschwichtigend an den Nationalrat und beteuerte,
dass der Bundesrat mit der Erarbeitung des genannten Berichts beschaftigt sei. Er
verwies zudem darauf, dass der Bundesrat die Eckwerte, innerhalb derer er die
Beziehungen zur EU gestalten wolle, bereits im Februar 2022 definiert habe. Dennoch
beantragte er die Annahme der Motion. Da keine anderslautenden Antrége vorlagen,
wurde der Vorstoss stillschweigend angenommen. ’

Anfang Mai 2023 Uberraschte der Bundesrat die breite Offentlichkeit mit der
Ernennung der bisherigen Staatssekretdrin Livia Leu zur neuen Schweizer
Botschafterin in Berlin. Sie werde ihre Aufgaben als Staatssekretarin bis Ende August
weiterfihren und im Herbst 2023 ihre neue Funktion antreten, so der Bundesrat in
seiner Medienmitteilung. Damit stand auch ihr Abgang als Chefunterhéndlerin fiir ein
neues Rahmenabkommen mit der EU fest. Leu hatte eine Doppelfunktion als Leiterin
des 2021 neu organisierten EDA und als Chefunterhandlerin fir die Verhandlungen mit
der EU inne. Als solche war Leu anfanglich fur die Nachverhandlungen des
Institutionellen Abkommens mit der EU verantwortlich und nach deren Scheitern im Mai
2021 fur die Erarbeitung der Stossrichtung eines neuen Verhandlungspakets. Seither
habe sie auf Basis dieser Grundlage die Sondierungsgesprache im Hinblick auf ein
neues Verhandlungsmandat geftuihrt, welche nun so weit fortgeschritten seien, dass bis
Ende Juni Uber die Eckwerte eines solchen Mandats entschieden werden konne,
erlduterte der Bundesrat weiter.

Er versicherte in seiner Medienmitteilung zudem, dass die Gesprache mit der EU durch
diesen Wechsel nicht beeintrachtigt wirden. In einem kurzen Point de Presse gab
Botschafterin Leu zu verstehen, dass es ihre persoénliche Entscheidung gewesen sei,
noch einmal ins Ausland zu gehen und sie nicht zu diesem Schritt gedréangt worden sei.
Sie schéatzte ihre Mission als teilweise abgeschlossen und den Moment der Bekanntgabe
als «gut gewéhlt>» ein, da der Abschluss der exploratorischen Gesprache bevorstehe.

Leus Abgang sorgte in den Medien und bei Parlamentarierinnen und Parlamentariern
gleichermassen fur Kritik, wie auch fur Hoffnung. Sowohl Befurworter wie Gegner einer
engeren Anbindung an die EU bedauerten jedoch den Ricktritt Leus. SP-Nationalrat
Eric Nussbaumer (sp, BL) nannte die Demission Leus ein «Debakel fiir das
Verhandlungsdossier mit der EU» und «24 heures» verglich die Schweizer EU-Politik
mit einem Vaudeville (einem komdédienhaften Theater). Tania Moser (glp, ZH)
bezeichnete die Entwicklung als «entmutigend», da sich dadurch die Verhandlungen
mit der EU eher verlangsamen wilrden. Pro-Schweiz-Geschéaftsfuhrer Werner
Gartenmann schatzte Leu als kompetente, solide Verhandlerin, die die Interessen der
Schweiz verteidigt habe, wie er gegenlber «Le Temps» verriet. Auch der Zeitpunkt der
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Bekanntgabe wurde hinterfragt. Nationalrat Laurent Wehrli (fdp, VD) sah zwar ein, dass
ein Racktritt vor Beginn der eigentlichen Verhandlungen vorzuziehen sei, der Rucktritt
als solcher sei jedoch ein Verlust, da Leu die Verantwortlichen in Brussel bestens
kenne. Stadnderétin Isabelle Chassot (mitte, FR) hatte es begrisst, dass Leu erst nach
Verabschiedung des Verhandlungsmandats offentlich zurlckgetreten ware, teilte sie
«La Liberté» mit. Auch fiur die EU war die Nachricht von Leus Abschied nicht unbedingt
eine positive Uberraschung, hatte doch EU-Kommissar Maros Seflovill noch im Marz
angekindigt, bis Sommer 2024 ein neues Abkommen aushandeln zu wollen. Ein
Sprecher der EU-Kommission liess jedoch verlauten, dass dieser Zeitplan trotz der
veranderten Umstande weiterverfolgt werde.

Franz Gruter (svp, LU) - Prasident der APK-NR - bezeichneten den Zeitpunkt des
Rucktrittes gegenlber dem Tages-Anzeiger hingegen als gut gewahlt und Elisabeth
Schneider-Schneiter (mitte, BL) sah im personellen Wechsel im Hinblick auf die
Verhandlungen mit der EU sogar eine Chance. FDP-Standerat Damian Mller (fdp, LU)
lobte Leu fur ihre geleistete Arbeit, und gab sich Uberzeugt, dass das Europadossier
durch ihren Rucktritt keinen Schaden nehmen werde.

In den Printmedien brachen kurz darauf Spekulationen Uber die mogliche Nachfolge
von Leu als Unterhandlerin aus, wobei drei Namen im Fokus standen. «La Liberté»
brachte Rita Adam ins Spiel, die als Chefin der Schweizer Mission bei der EU bereits alle
Personen in Brissel kenne. Der Tages-Anzeiger nannte als weiteren Kandidaten
Alexandre Fasel, der als Botschafter in London den Brexit mitverfolgt hatte und
unterdessen als Sonderberater fur Wissenschaftsdiplomatie in Genf amtete, und
Monika Schmutz Kirgdz, die Schweizer Botschafterin in Italien, Malta und San Marino. ®

Sowohl der Stande- als auch der Nationalrat nahmen in der Herbstsession 2023 vom
bundesratlichen Bericht <«Lagebeurteilung Beziehungen Schweiz-EU», den der
Bundesrat in Reaktion auf zahlreiche politische Vorstésse nach dem
Verhandlungsabbruch mit der EU erarbeitet hatte, Kenntnis.

Im Nationalrat stellten die Kommissionssprecherinnen Crottaz (sp, VD) und Moser (glp,
ZH) den Bericht vor. Der Bundesrat analysiere darin vier zukiinftige Handlungsoptionen
in Form einer reinen Freihandelslésung, dem EWR- oder dem EU-Beitritt sowie der
Fortsetzung des bilateralen Weges, erklarten sie. Er sei dabei zum Schluss gekommen,
dass der bilaterale Weg nach wie vor die beste Option sei, die Beziehungen mit der EU
stabil zu gestalten.

Anschliessend nahmen die Fraktionen den Bericht zum Anlass, um ihre eigene Vision
der zuklnftigen Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU zu skizzieren. Wéahrend
Roland Fischer (glp, LU) fur die GLP-Fraktion und Nicolas Walder (gp, GE) fir die Grinen
den EWR- oder gar den EU-Beitritt als sinnvollste Losung respektive zweckmassigen
Plan B bezeichneten, stiess das bundesratliche Votum fir die Weiterentwicklung des
bilateralen Weges bei der Mitte-Fraktion auf Wohlwollen: Elisabeth Schneider-
Schneiter (mitte, BL) betonte, dass die Mitte den Paketansatz des Bundesrates, bei
welchem institutionelle Fragen in jedem einzelnen Abkommen geregelt wurden,
unterstitze. Fur die SP-Vertreterin Claudia Friedl (sp, SG) wiederum stand der Aspekt
der Dringlichkeit im Vordergrund: Der bilaterale Weg musse rasch ausgebaut und
stabilisiert werden. «Ohne eine institutionelle Lésung mit der EU werden keine
bestehenden Marktabkommen mehr aufdatiert und keine neuen Marktabkommen
abgeschlossen werden kénnen», betonte sie. Darunter litten viele Branchen sowie auch
der Forschungsplatz Schweiz. Fir Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) von der
FDP.Liberalen-Fraktion waren noch viele Fragen zum weiteren Vorgehen ungeklart. Er
stellte dem Bundesrat daher beispielsweise die Frage, ob derzeit parallel zur
Aktualisierung der Bilateralen | und Il auch neue Abkommen verhandelt werden
kénnten. Im Namen der SVP-Fraktion verlangte Roger Képpel (svp, ZH) schliesslich vom
Bundesrat, dass die Schweiz weiterhin unabhéangig bleibe und sich nicht der
«europaischen Fremdherrschaft» unterwerfe.

Im Standerat stellte Pirmin Bischof (mitte, SO) seitens der APK-SR den Bericht
detailliert vor. Fur die Kommission stehe ebenfalls der bilaterale Weg im Fokus. Alles
andere sei derzeit nicht realistisch und habe negative Auswirkungen entweder auf den
Wohlstand oder die Unabhéngigkeit der Schweiz. Benedikt Wirth (mitte, SG) erlduterte,
dass die Kommission den Bundesrat anlasslich der Konsultation um Erganzungen im
Bericht zur Streitbeilegung mit der EU gebeten habe. Dem sei der Bundesrat
nachgekommen. Offen blieb fur Wirth jedoch die Frage, was der Paketansatz des
Bundesrates genau beinhalte, also konkret, ob die Schweiz beispielsweise einzeln Ja
oder Nein zu einem Stromabkommen sagen kénnte. Die kleine Kammer ging ebenfalls
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kurz auf die Motion 22.3891 des Nationalrates ein, welche einen einfachen
Bundesbeschluss zum vorliegenden Bericht erwirken wollte. Der Stédnderat lehnte
dieses Ansinnen ab. Carlo Sommaruga (sp, GE) schlug im Gegenzug vor, dass die Réte
eine gemeinsame politische Erklarung abgeben, um den Bundesrat auf seinem
europapolitischen Weg zu unterstitzen. Ein solches Vorgehen sei sinnvoller als die
Annahme einer Motion, deren Umsetzung sehr viel Zeit in Anspruch nehmen werde.
Wéhrend Andrea Gmiur-Schénenberger (mitte, LU) anschliessend die Dringlichkeit
neuer Verhandlungen betonte, da insbesondere der Forschungs- und
Wirtschaftsstandort Schweiz unter der jetzigen Situation leide, zeigte sich Thomas Hefti
(fdp, GL) pessimistisch in Bezug auf das zukinftige Verhéltnis Schweiz-EU, wobei er
beflrchtete, dass die Schweiz zur Erzielung einer Losung mit der EU ihre zentralen
Werte aufs Spiel setzen kénnte. ?

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Anfang Februar 2021 legte der Bundesrat den Réaten seine Botschaft zum UNO-
Migrationspakt vor und beantragte zugleich die Abschreibung dreier inhaltlich
identischer Motionen (Mo. 18.4093; Mo. 18.4103; Mo. 18.4106), welche den Bundesrat
damit beauftragt hatten, dem Parlament den Antrag auf Zustimmung zum
Migrationspakt in Form eines Bundesbeschlusses zu unterbreiten. Der Bundesrat hatte
beschlossen, dies in Form eines einfachen Bundesbeschlusses zu tun, da es sich beim
Migrationspakt nicht um einen vélkerrechtlichen Vertrag handelt und dieser somit nicht
dem fakultativen Referendum untersteht. Der Migrationspakt, ein Soft-Law-Instrument,
war im Dezember 2018 von der UNO-Generalversammlung verabschiedet worden und
will durch gemeinsam getragene Prinzipien und Zielsetzungen die weltweite Migration
klinftig sicherer machen und geordneter steuern. Laut Botschaft entsprechen die
Grundsatze des Pakts - Partnerschaft und internationale Zusammenarbeit bei
gleichzeitig souveraner nationalstaatlicher Migrationssteuerung - der Ausrichtung der
Schweizer Migrationspolitik und stiinden auch in Einklang mit der Aussenpolitischen
Strategie 2020-2023 sowie der Strategie Nachhaltige Entwicklung 2016-2019. Der
Bundesrat legte in der Botschaft dar, dass die 23 Ziele des Migrationspakts
grundsatzlich mit der Schweizer Rechtsordnung und Praxis kompatibel seien und nur
punktuell Abweichungen bestinden. Da diese aber ausschliesslich freiwillige
Umsetzungsinstrumente betrafen, entstanden mit der Zustimmung zum Migrationspakt
weder ein innenpolitischer Handlungszwang noch finanzielle Verpflichtungen. Aus Sicht
des Bundesrats entsprachen Ziele wie die Bekdmpfung von Menschenhandel, Riickkehr
und Reintegration oder auch sichere Grenzen den Interessen der Schweiz und seien
zudem fur die Erreichung der UNO-Nachhaltigkeitsziele von Bedeutung. Die Schweiz sei
angesichts der volatilen Migrationslage auf internationale Zusammenarbeit angewiesen.
Die Botschaft legte dar, dass sich viele migrationspolitische Herausforderungen der
Schweiz auf inadédquate Systeme und fehlende Kapazitaten auf Seiten der
Herkunftslander zurtckfuhren liessen. Daher sei auch die Starkung der Migrationspolitik
anderer Lander fir die Schweiz von grossem Interesse. Ein Verzicht auf Zustimmung
hatte fur die Schweiz langfristig negative Folgen, beflirchtete der Bundesrat.
Insbesondere die bilateralen Beziehungen mit Landern wie Nigeria, Tunesien oder
Marokko, welche den Migrationspakt als Referenzpunkt fir ihre eigene Migrationspolitik
verwenden werden, kénnten sich dadurch verschlechtern. Auch auf multilateraler
Ebene wirde ein Verzicht die Schweiz benachteiligen, da sie ihre Interessen in
multilateralen Gremien schlechter vertreten kénnte und die Rolle des internationalen
Genfs geschwacht wirde. Der Bundesrat gab zu bedenken, dass die Schweiz in diesem
Fall auch keine Moglichkeit hatte, einzelne Themen weiterzuentwickeln, die im UNO-
Migrationspakt nur ungentigend ausgefihrt wurden.

Bereits vor Beginn der parlamentarischen Beratungen kindigte sich allen voran bei den
blrgerlichen Parteien Widerstand gegen das internationale Ubereinkommen an. In der
NZZ &usserte sich Nationalrat Kurt Fluri (fdp, SO) besorgt Uber die politische
Verbindlichkeit des Pakts und beflrchtete, dass dieser die Migration insgesamt férdere.
Auch die SVP kritisierte das Abkommen und bezeichnete dieses als «realitédtsfremde
internationale Vereinbarung», die schadlich sei fur die Schweiz. Die Partei zweifelte
auch an der Unverbindlichkeit des Soft-Law-Instruments. Die Erfahrung zeige, dass aus
derartigen Vereinbarungen Rechtsanspriche abgeleitet wirden, gab die SVP zu
bedenken. Laut Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) zeige die Diskussion tber den
Migrationspakt vor allem, dass Handlungsbedarf in Bezug auf den Umgang mit Soft Law
bestehe. Gemaéss geltendem Recht besassen die Rate namlich gar keine Kompetenz, um
Uber den Beitritt zum Migrationspakt zu entscheiden, so die Mitte-Nationalratin.
Nationalrat Sommaruga (sp, GE) - ein Beflrworter des Migrationspakts - zeigte sich
damit unzufrieden, dass der Bundesrat die Unterzeichnung des Vertrags von der
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Zustimmung des Parlaments abhéangig macht. Er warf Bundesrat Cassis daher vor, dass
dieser es verpasst habe, dem Bundesrat die Unterzeichnung aufzuzwingen. Die Schweiz
riskiere bei einer Ablehnung durch das Parlament den Unmut der anderen Staaten. ©

Zwischenstaatliche Beziehungen

Anfang Februar 2021 kiindigte das EDA eine mehrtégige Afrikareise von Bundesrat
Cassis an, die Algerien, Mali, Senegal und Gambia umfasste. Die Reise stand im
Zusammenhang mit zwei Regionalstrategien der Aussenpolitischen Strategie des
Bundesrats, jener fir den Mittleren Osten und Nordafrika (MENA) und jener fir
Subsahara-Afrika. Die Pflege der bilateralen Beziehungen begann mit einem zweitagigen
Aufenthalt in Algier, in dessen Rahmen die regionslibergreifenden Herausforderungen -
Frieden, Sicherheit, Migration und Menschenrechte - der aussenpolitischen Strategie
besprochen wurden. Weitere Themen waren die Covid-19-Pandemie und der Beitrag
von Schweizer Unternehmen bei den Reformen im Spitalsektor. Vom 9. bis am 11.
Februar hielt sich die Delegation, zu der auch Nationalratin Schneider-Schneiter (mitte,
BL) und Nationalrat Walder (gp, GE) gehdrten, in Mali auf. Aussenminister Cassis
betonte bei den offiziellen Gespréchen, dass sich die Schweiz fir die Entwicklung und
die Férderung des Friedens in der Sahelzone einsetze und dass Stabilitéat und Sicherheit
in Mali Schwerpunkte der neuen Subsahara-Afrika-Strategie seien. Auch der
Militarputsch im August 2020 und die Notwendigkeit eines friedlichen Ubergangs zu
einer neuen Regierung wurden diskutiert. Diesbezlglich bot Cassis Unterstitzung bei
der Férderung des Dialogs an. Des Weiteren besuchte der EDA-Vorsteher das Schweizer
Kontingent der Mission der Vereinten Nationen in Mali (MINUSMA), den personell
bedeutendsten Einsatz von Schweizer Armee- und Polizeikraften flr die UNO. Nach
ihrem Aufenthalt in Mali reiste die Delegation in den Senegal, wo die Prioritaten der
Subsahara-Afrika-Strategie - Wohlstand und Nachhaltigkeit - und das Schweizer
Engagement in den Bereichen Berufsbildung und Digitalisierung im Zentrum der
Gesprache standen. Gegenlber den senegalesischen Regierungsmitgliedern wirdigte
Bundesrat Cassis das wirtschaftliche Potenzial des Landes, erinnerte aber auch an
Okologische Herausforderungen. In diesem Kontext unterzeichneten die beiden Lander
ein Memorandum of Understanding zur Bekdmpfung des Klimawandels sowie ein
Abkommen zur Verbesserung der Effizienz und der Wettbewerbsfahigkeit der
Luftverkehrsdienste zwischen den Landern. Am Rande des Besuchs im Senegal
besuchte Bundesrat Cassis auch ein Projekt fur digitale Bildung, das von der ETH
Lausanne umgesetzt und von der DEZA unterstitzt wurde. Zum Abschluss der
Afrikareise besuchte Cassis, als erster Bundesrat Uberhaupt, Gambia, wo er sich mit
Regierungsvertretenden Uber Menschenrechte und Projekte zur Friedensférderung
austauschte. ™

Der Bundesrat verabschiedete im Méarz 2021 erstmals eine offizielle Schweizerische
China-Strategie, welche konkrete Ziele und Massnahmen der Schweizer China-Politik
far die Jahre 2021-2024 beinhaltete. In seiner Medienmitteilung begrindete der
Bundesrat die Relevanz der Strategie mit den aktuellen geopolitischen Entwicklungen,
insbesondere der Konkurrenz zwischen den Grossmachten USA und China, die nicht im
Interesse der Schweiz sei. Als Sitz internationaler Organisationen sehe sich die Schweiz
vielmehr als Brlckenbauerin, um chinesische und westliche Vorstellungen zum
allseitigen Nutzen zu verbinden, gemeinsame Standards zu erhalten und diese
weiterzuentwickeln, fihrte der Bundesrat in der Strategie aus. Dartber hinaus verwies
er aber auch auf grundlegende Wertedifferenzen zwischen der Schweiz und deren
drittgrosstem Handelspartner, welche eine «koharente Politik gegentber China»
unumgénglich mache. Die Strategie, die im Rahmen eines interdepartementalen
Prozesses erarbeitet wurde, leitete ihre inhaltlichen Schwerpunkte - Frieden und
Sicherheit, Wohlstand, Nachhaltigkeit, Digitalisierung - aus der Ubergeordneten
Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 ab.

In Bezug auf Frieden und Sicherheit stehen laut Medienmitteilung die globale und
regionale Sicherheit, der Multilateralismus, die innere Sicherheit der Schweiz - zu
denken ist dabei etwa an Industriespionage gegen Schweizer Unternehmen und
politische Spionage der tibetanischen Diaspora - und die Menschenrechte im
Vordergrund. Vor allem die Gewahrleistung individueller Grundrechte sollen ein
essentieller Bestandteil der gemeinsamen Beziehungen sein. Aus diesem Grund zeigte
sich der Bundesrat bereit, den seit 2019 sistierten Menschenrechtsdialog mit China
auch im Zeitraum 2021-2024 weiterzuftihren. Werte- und Systemdifferenzen seien
auch bei der Digitalisierung ein Problem, da sich die Schweiz fir einen ungeteilten
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digitalen Raum unter Achtung der vélkerrechtlichen Grundsatze einsetze. Dabei bilde
die Strategie Digitalaussenpolitik 2021-2024 die Grundlage fur den Austausch und
Umgang mit China. China und chinesische Firmen seien aktive Mitglieder von in Genf
ansassigen internationalen Organisationen und Multistakeholder-Prozessen, welche
sich mit Themen wie dem digitalen Handel oder Cyberspace auseinandersetzen. Daher
sei das internationale Genf gut positioniert, um an der Bewaltigung von
Herausforderungen der Digitalisierung mitzuwirken.

Beim thematischen Schwerpunkt Wohlstand verwies der Bundesrat in der Strategie
hauptsachlich auf das Ziel eines diskriminierungsfreien, marktbasierten und gegenseitig
vorteilhaften Zugangs fur Waren, Dienstleistungen und Investitionen. Man strebe daher
die Modernisierung des Freihandelsabkommens aus dem Jahr 2013 an und analysiere
die Bedeutung des Investitionsabkommens zwischen der EU und China. Bei diesem
Bereich besteht die Strategie nachdricklich darauf, dass China seiner Verantwortung in
multilateralen Gremien wie der WTO, IWF, Weltbank, OECD nachkommen musse.

Mit Blick auf das Thema Nachhaltigkeit fokussiere die Schweiz bei chinesischen
Infrastrukturprojekten auf Klima und Umwelt, Gesundheit, einen nachhaltigen
Finanzsektor und die Entwicklungszusammenarbeit, wobei die Agenda 2030 der UNO
als Referenzrahmen diene. China stinden betrachtliche Handlungsmdglichkeiten zur
Beeinflussung der globalen Nachhaltigkeit zur Verfligung, weshalb die Schweiz unter
anderem in Bezug auf das Klimatubereinkommen von Paris eine gewisse
Erwartungshaltung China gegenuber vertrete.

Der Bundesrat beschloss zur Verfolgung dieser Ziele drei Handlungsgrundsatze, welche
die bilateralen Beziehungen pragen sollen. Erstens verfolge die Schweiz eine
eigenstandige China-Politik, wobei eine Zusammenarbeit in allen Bereichen, in denen
schweizerische Interessen bestehen, angestrebt werde. Man vertrete dabei
«selbstbewusst die Grundwerte der Schweiz, wie sie in der Verfassung stehen».
Zweitens setze sich der Bundesrat fur die Einbindung Chinas in die liberale
internationale Ordnung und in die Bewaltigung globaler Herausforderungen ein. Wo ein
Mehrwert resultiert, stimme sich die Schweiz verstarkt mit gleichgesinnten Parteien ab.
Drittens verfolge der Bundesrat einen ausgewogenen, kohdrenten und koordinierten
Ansatz gegenuber China, wobei der Austausch zwischen Parlament, Kantonen,
Wissenschaft, Zivilgesellschaft und Privatsektor geférdert werden soll.

Den letzten Grundsatz bezeichnete der Bundesrat als «Whole-of-Switzerland»-Ansatz.
Um die Umsetzung der Strategie optimal auszugestalten, sind unter anderem die
Forderung von China-Kompetenzen in- und ausserhalb der Bundesverwaltung, die
Schaffung  neuer  Koordinationsgremien in  der  Verwaltung und ein
Informationsaustausch mit Akteuren ausserhalb der Verwaltung vorgesehen. Ein neu
geschaffener interdepartementaler Koordinationsausschuss soll den Informations- und
Erfahrungsaustausch zwischen allen mit China befassten Bundesstellen verbessern.
Nebst dieser verwaltungsinternen Koordinationsinstrumenten verflgt die «offizielle
Schweiz» gemass Bericht Uber beinahe dreissig bilaterale Dialoge mit China, die von
verschiedenen Amtern der Verwaltung gefiihrt werden. Dazu kommen die
diplomatischen, wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Vertretungen in China selbst.
Auch im multilateralen Kontext interagiert die Schweiz mit China und kann so einen
Dialog fUhren. Zusatzlich helfe auch der Austausch mit gleichgesinnten Drittstaaten
Uber China, die Schweizer China-Kompetenzen zu starken, fihrte der Bericht aus.

Die Reaktionen auf die mit mehreren Monaten Verspatung veroffentlichte Strategie
fielen in den Medien gemischt aus. Die Aargauer Zeitung zeigte sich angesichts der
schwierigen Beziehungen zu China in der jlngeren Vergangenheit - der
Menschenrechtsdialog war 2019 ausgesetzt worden - positiv Uberrascht davon, wie
offen Bundesrat Cassis Reizthemen wie die Menschenrechte und die Unterdrickung
von Minderheiten ansprach. Sie sprach aber auch den «China-Spagat» der Schweiz an,
der einer Gratwanderung zwischen Wirtschaftsinteressen und Menschenrechten
gleichkomme. Die WOZ erklarte sich die «devote Haltung des Bundesrats» mit der
wirtschaftlichen Abhéngigkeit der Schweiz und zeigte sich enttduscht dartber, dass in
China aktive Schweizer Firmen nicht starker fir Menschenrechtsverletzungen in China
zur Verantwortung gezogen werden sollen. Le Temps nannte die Strategie «vorsichtig»
und Nationalrat Laurent Wehrli (fdp, VD) beschrieb die Strategie der Zeitung gegenlber
als «sehr schweizerisch, sehr pragmatisch», wobei er dies fir positiv erachtete, denn
«um etwas sagen zu kénnen, misse man den Dialog aufrecht erhalten». Auch Elisabeth
Schneider-Schneiter (mitte, BL) zeigte sich in den Medien zufrieden mit der Strategie,
weil sie mit der veralteten Annahme aufraume, dass der Umgang mit China vornehmlich
wirtschaftlich-politisch und nur das Aussendepartement dafir zustéandig sei. Kritischer
dusserten sich Fabian Molina (sp, ZH) und die Grlnen zum Strategiepapier des
Bundesrats. Molina beflirwortete zwar die einheitliche China-Strategie und die Kritik an
der Menschenrechtslage in China, war aber enttduscht darlber, dass der Bundesrat
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keine Antworten zum konkreten Umgang mit Menschenrechtsverletzungen gab. Die
Grinen lehnten die Strategie gar als Ganzes ab, da der Bundesrat die
Wirtschaftsinteressen Uber die Menschenrechte stelle.

Wenige Tage nach Publikation der Strategie ausserte sich auch der chinesische
Botschafter in der Schweiz, Wang Shihting, dezidiert in einer virtuellen
Medienkonferenz dazu. Er bezeichnete die Vorwurfe westlicher Lander in Bezug auf die
Lage in der mehrheitlich von Uiguren bewohnten Region Xinjiang als «rein boshafte
politische Spekulationen» und wehrte sich auch gegen die in der Strategie gedusserten
Vorwlrfe, dass China Industriespionage betreibe. Im Gegenzug dusserte er sich aber
optimistisch  hinsichtlich einer Uberarbeitung des chinesisch-schweizerischen
Freihandelsabkommens und versprach, dass China bereit sei dabei Kompromisse
einzugehen. "

In der Frihjahrssession 2022 wurde das Abkommen mit dem Vereinigten Konigreich
liber die Mobilitat von Dienstleistungserbringenden im Nationalrat beraten. APK-NR-
Sprecherin  Elisabeth ~ Schneider-Schneiter (mitte, BL) erklarte, dass die
Aussenpolitischen Kommissionen beider Rate im Dezember 2020 der vorlaufigen
Anwendung des Abkommens zugestimmt hatten. Dieses werde seit Anfang 2021
umgesetzt und garantiere trotz der fehlenden Personenfreizlgigkeit einen moglichst
weitgehenden gegenseitigen Marktzugang fur Dienstleistungserbringende unter
Einhaltung der flankierenden Massnahmen. Schneider-Schneiter beméngelte im Namen
ihrer Kommission, dass das derzeitige Abkommen nur Personen mit Qualifikationen auf
universitarem Niveau abdecke und damit die Schweizer Berufsbildung unzureichend
berlcksichtige. Sie merkte aber zufrieden an, dass der Bundesrat versprochen habe,
diesbezuglich weitere Verhandlungen flihren zu wollen. Der anwesende Bundesrat
Parmelin teilte der grossen Kammer mit, dass sich das Vereinigte Kénigreich dazu bereit
erklart habe, die Anerkennung von Berufsbildungsabschltssen zu prifen. Diplome der
héheren Fachschulen wilrden zudem bereits anerkannt. Die Konsultation der
Sozialpartner und Kantone habe Uberdies eine einstimmige Beflrwortung des
Abkommens ergeben, insbesondere weil dessen Befristung eine Bestandsaufnahme vor
einer allfalligen Verlangerung erlaube. Der Nationalrat nahm das Abkommen einstimmig
an.

Auch in den Schlussabstimmungen ergaben sich in beiden Raten einstimmige
Resultate, die zur Annahme des Entwurfs fihrten. ®

Im April 2022 reiste Bundesprasident Cassis fiir einen Staatsbesuch nach Japan. Die
Reise fuhrte Cassis nach Tokio, Osaka und Kyoto, begleitet wurde er von einer
Wirtschafts- und Wissenschaftsdelegation bestehend aus Staatssekretérin Ineichen-
Fleisch des SECO, Staatssekretarin Hirayama des SBFI sowie Nationalratin Schneider-
Schneiter (mitte, BL) und Sténderat Burkart (fdp, AG) als Vertretende der
parlamentarischen Freundschaftsgruppe Schweiz-Japan. Dementsprechend stand der
Besuch im Zeichen der Wirtschaft und der Wissenschaft.

Zu Beginn der Reise traf sich Cassis am 18. April in Tokio jedoch mit dem japanischen
Premierminister Kishida und Aussenminister Hayashi, um tUber den Krieg in der Ukraine
und die daraus erwachsenden sicherheitspolitischen Herausforderungen fur Europa
und Asien zu sprechen. Da sowohl Japan wie auch die Schweiz Kandidaten fur eine
Mitgliedschaft im UNO-Sicherheitsrat sind, betonte der Bundespréasident die geteilten
Werte der beiden Lander, wie Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Multilateralismus und
eine regelbasierte globale Ordnung. Tags darauf fuhrte EDA-Vorsteher Cassis
Gesprache mit Takayuki Kobayashi, dem Minister flr wirtschaftliche Sicherheit, und
Karen Makishima, Japans Digitalisierungsministerin, um die bilateralen Beziehungen in
diesen Bereichen zu vertiefen. Zudem wurde ein MoU fur gemeinsame
Forschungsprojekte zwischen der Japanischen Gesellschaft far die
Wissenschaftsforderung und dem SNF unterzeichnet. In Osaka tauschte sich die
Schweizer Delegation nicht nur mit den Organisatoren der Weltausstellung 2025 aus,
sondern besuchte auch eine Feier zum Baubeginn des neuen Schweizer Konsulats, das
auch als Swissnex-Standort dienen wird. Swissnex - das globale Schweizer Netzwerk fur
Bildung, Forschung und Innovation - werde damit um einen weiteren Hauptstandort
erganzt, erklarte das EDA in seiner Medienmitteilung. Den Abschluss des Reise bildete
ein Besuch der Universitat Kyoto, an welcher der Bundesprésident eine Rede Uber die
Verbindung von Wissenschaft und Diplomatie hielt. *
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Am 20. Oktober 2022 reiste Bundesprasident Cassis in die Ukraine, um sich mit
Prasident Selenskyj zu treffen. Die Reise war aufgrund von Sicherheitsbedenken im
Geheimen organisiert worden, trotzdem berichtete der Blick bereits vor Cassis Ankunft
Uber den Besuch. Das EDA zeigte sich in der Folge ausserst verargert Uber diese
Indiskretion. Dadurch sei die Sicherheit der Delegation gefédhrdet worden, so ein
Sprecher des Departements. Begleitet wurde der Aussenminister von Nationalratin
Marianne Binder-Keller (mitte, AG) und Standerat Matthias Zopfi (gp, GL). Es war der
zweite Besuch einer hochrangigen Schweizer Delegation seit dem Kriegsausbruch,
nachdem Nationalratspréasidentin Iréne Kélin (gp, AG) im April des gleichen Jahres nach
Kiew gereist war. Fur Aussenminister Cassis war es bereits die zweite Amtsreise in die
Ukraine, eine erste hatte er 2021 vorgenommen. Am Treffen nahmen auch der
ukrainische Premierminister Denys Schmyhal und Aussenminister Dmytro Kuleba teil.
Die Gesprache fokussierten auf die aktuelle Kriegssituation, die humanitaren
BedUrfnisse der Ukraine sowie die Vorbereitungsarbeiten fir den Wiederaufbau- und
Entwicklungsplan des Landes. Im Rahmen der Ukraine Recovery Conference, die im Juli
2022 in Lugano stattgefunden hatte, hatte die Schweiz an der Erarbeitung des
Wiederaufbauplans mitgewirkt. Cassis tauschte sich mit seinem ukrainischen Pendant
Schmyhal Uber die Umsetzung der an der Konferenz angestossenen Massnahmen aus.
GegenUlber den Medien unterstrich der Bundesprasident die Solidaritat der Schweiz mit
der ukrainischen Bevdlkerung und kritisierte Russlands Verletzung der territorialen
Integritat der Ukraine. Im Rahmen des Treffens unterzeichneten die beiden Parteien ein
MoU zur digitalen Transformation und zwei Absichtserkldrungen zur Zusammenarbeit in
den Bereichen «vermisste Personen» und «Forensik>».

In der Schweiz wurde die Amtsreise von Cassis insgesamt positiv aufgenommen. APK-
NR-Prasident Franz Gruter (svp, LU) erachtete den Besuch als ein gutes Zeichen, stellte
aber die Frage in den Raum, «was er damit erreichen will». Ein Schutzmachtmandat der
Schweiz zwischen der Ukraine und Russland héatte der SVP-Aussenpolitiker begrusst, fur
Gesprache Uber den Wiederaufbau des Landes sei es aber noch zu frih, wie er CH
Media mitteilte. Mitte-Nationalratin Schneider-Schneiter (mitte, BL) fand es hingegen
wichtig, dass Cassis ein Follow-up der Ukraine-Konferenz durchgefthrt habe.

Im Anschluss an den Staatsbesuch in der Ukraine reiste Cassis weiter nach Moldawien,
um in ChillinOu mit Prasidentin Maia Sandu Uber die Konsequenzen des Kriegs auf ihr
Land und dessen humanitare Lage zu sprechen.

Entwicklungspolitik

Der Bundesrat beantragte im Marz 2021 die Abschreibung der Motion Schneider-
Schneiter (mitte, BL) fiir eine Reform der Entwicklungszusammenarbeit, da die von
den Raten angenommenen Forderungen in die Botschaft zur IZA-Strategie 2021-2024
aufgenommen worden seien. In der Sommersession 2021 wurde die Motion von beiden
Raten abgeschrieben.

In einer Motion forderte Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) im Mérz 2021 eine
Entwicklungszusammenarbeit mit Zukunft durch nachhaltige Elektrifizierung. Die
Elektrifizierung sei eine zentrale Rahmenbedingung fur die wirtschaftliche und soziale
Entwicklung eines Landes, weshalb sich der Bundesrat im Rahmen der bilateralen und
multilateralen Entwicklungszusammenarbeit fur die nachhaltige Elektrifizierung in den
Schwerpunktlandern der Strategie der IZA einsetzen solle. Schneider-Schneiter wollte
damit vermeiden, dass afrikanische Staaten in den kommenden Jahren in «die
Sackgasse einer CO2-intensiven Energiezukunft» gerieten. Sie schlug dem Bundesrat
daher vier potenzielle Handlungsfelder vor, in welchen dieser aktiv werden kénnte: die
fossilfreie Elektrifizierung sollte ins Zentrum der IZA ricken; die bilaterale und
multilaterale Entwicklungsarbeit sollte von fossilen Brennstoffen zu erneuerbaren
Energien umgeleitet werden; es sollte eine enge Kooperation mit dem Schweizer
Privatsektor im Bereich der nachhaltigen Technologien angestrebt werden; fossilfreie
Elektrifizierung sollte in jedem politischen Dialog mit Partner-Regierungen enthalten
sein. In seiner Stellungnahme erklarte der Bundesrat, dass sich die Schweiz geméass der
2015 verabschiedeten Agenda 2030, der Strategie Nachhaltige Entwicklung 2030 und
der Strategie der IZA bereits fur eine nachhaltige Energieversorgung einsetze. Von der
Schweiz unterstitzte multilaterale Gremien und verschiedene Initiativen und
Programme wie der griine Klimafonds oder die AfDB setzten sich fur die umfassende
Foérderung von erneuerbaren Energiesystemen und Energiezugdngen ein. Die
Zusammenarbeit mit dem Privatsektor sei gerade im Energiebereich ein Schwerpunkt
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der IZA-Strategie. Reformen im Energiebereich seien zudem Teil des politischen Dialogs
mit zahlreichen afrikanischen Partnerlandern. Tatsachlich sei der politische Wille fur
nachhaltige Strategien meistens eine Voraussetzung fur diese Partnerschaften. Da die
IZA-Strategie 2021-2024 die nachhaltige Elektrifizierung also bereits abdecke und die
Prioritaten der [|ZA-Strategie 2025-2028 noch nicht festgelegt werden kénnten,
beantragte die Exekutive die Ablehnung der Motion.

Der Nationalrat kam dieser Aufforderung in der Frihjahrssession 2022 nach und lehnte
den Vorstoss mit 99 zu 83 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) ab. Die SP-Fraktion stimmte
mehrheitlich gegen die Motion, wahrend die Grinen, die Mitte und die Grunliberalen
sie fast geschlossen annahmen.

In der Frihjahrssession 2023 befasste sich der Nationalrat mit der Motion von Carlo
Sommaruga (sp, GE), die eine Starkung des Privatsektors in den Schwerpunktlandern
der internationalen Zusammenarbeit der Schweiz verlangte. Eine Minderheit der
vorberatenden APK-NR, angefihrt von Andreas Aebi (svp, BE), beantragte die Ablehnung
der Motion. Kommissionssprecherin Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) setzte
sich im Namen der Mehrheit fur die Annahme des Vorstosses ein und verlangte, dass
die Schaffung menschenwdurdiger Arbeitsplatze mittels Forderung des lokalen
Privatsektors ein Schwerpunkt in der IZA 2025-2028 werden solle. Sie argumentierte,
dass dadurch im Sinne der Nachhaltigkeitsziele ein Systemwechsel vor Ort initiiert
werden koénnte. Die Motion stehe zudem im Einklang mit dem Programm zur
Weiterentwicklung der Entwicklungszusammenarbeit. |hr Kommissionskollege Laurent
Wehrli (fdp, VD) ergénzte, dass die Starkung des Privatsektors zu weiteren thematischen
Schwerpunkten der IZA beitrage, namentlich der Bekdmpfung des Klimawandels und der
nachhaltigen Bewirtschaftung nattrlicher Ressourcen.

Minderheitensprecher Andreas Aebi teilte zwar das Anliegen der Motion, befand sie
aber flr Gberfllssig, da die Einbindung des Privatsektors laut DEZA bereits Tatsache sei.
Die Motion verursache somit nur unnétige Kosten ohne wirklichen Mehrwert. Bundesrat
Ilgnazio Cassis beflrwortete im Namen des Bundesrates die Annahme der Motion und
versprach, die bisher in diesem Bereich gemachten Erfahrungen in die Prioritaten der
kommenden I|ZA-Strategie einfliessen zu lassen. Die grosse Kammer nahm die Motion
mit 116 zu 61 Stimmen (bei 1 Enthaltung) deutlich an. Die Gegenstimmen stammten
mehrheitlich von Mitgliedern der SVP, wobei sich diesen auch einige Vertreter und
Vertreterinnen der FDP und der Mitte anschlossen. ™

Nationalratin Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) reichte im Marz 2022 eine
Motion ein, mit der sie das Thema Gesundheit als neuen Schwerpunkt der
internationalen = Zusammenarbeit festlegen wollte.  Gesundheit solle als
Schwerpunktthema in die Botschaft zur Strategie der IZA 2025-2028 aufgenommen
werden, damit die Schweiz einen Beitrag zur Stérkung der weltweiten
Gesundheitssysteme leisten koénne. Das wirke sich langfristig positiv auf die
Wirtschaftsentwicklung in der Schweiz aus, da man die Nachfrage nach
Gesundheitsdienstleistungen und Medizinalgitern anrege, argumentierte die
Motionarin. Ausserdem koénnten neu auftretende Krankheiten friher erkannt werden
und dadurch kunftige Pandemien verhindert werden.

Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion, da eine gute Grundversorgung im
Gesundheitsbereich seiner Meinung nach bereits zu den Zielen der IZA gehére. Die IZA-
Strategie 2021-2024 habe es der Schweiz erlaubt, einen Beitrag zur globalen
Bewaltigung der Covid-19-Krise zu leisten, da sie Uber sektorlbergreifende Anséatze
verflige, die sich nicht nur auf das Gesundheitswesen beschrédnken. Das Thema
Gesundheit werde auch in der IZA-Strategie 2025-2028 von grosser Bedeutung sein,
weshalb sowohl die Gesundheitsaussenpolitik als auch der Bericht des Bundesrates in
Erfullung eines Postulats der APK-NR (Po. 20.3469) beriicksichtigt werden.

In der Sommersession 2022 bekédmpfte SVP-Nationalrat Yves Nidegger (svp, GE) die
Motion, weshalb sie erst in der Frihjahrssession 2023 im grossen Rat diskutiert wurde.
Dort warf Nideggger seiner Ratskollegin vor, die Motion vor allem im Interesse der
Pharmaindustrie eingereicht zu haben, und warnte vor einem Imageschaden fir die
Schweiz, sollte die Gesundheit zur strategischen Prioritat gemacht werden. Bundesrat
Cassis warb fur die Annahme der Motion, da die DEZA in den vergangenen Jahren nicht
nur rund 10 Prozent ihrer Mittel fir Gesundheitsprojekte ausgegeben habe, sondern
darlber hinaus auch diverse Gesundheitsorganisationen wie die WHO oder Unaids
unterstitze. Der Nationalrat nahm die Motion mit 136 zu 53 Stimmen an, wobei die
Gegenstimmen von der SVP-Fraktion stammten.
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Die Motion «Gesundheit als neuer Schwerpunkt der internationalen Zusammenarbeit>»
von Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) wurde in der Herbstsession 2023 im
Standerat behandelt. Im Namen der APK-SR, welche die Motion einstimmig zur
Annahme empfahl, argumentierte Andrea Gmur-Schénenberger (mitte, LU), dass eine
qualitativ hochstehende und faire Gesundheitsversorgung einen Schwerpunkt der
internationalen Zusammenarbeit bilden solle. Die Motion wurde anschliessend
stillschweigend angenommen. %

Aussenwirtschaftspolitik

In der Frihjahrssession 2021 beriet der Nationalrat Uber den Bericht zur
Aussenwirtschaftspolitik 2020 und den Bericht liber zolltarifliche Massnahmen 2020.
Die APK-NR hatte empfohlen, von den beiden Berichte Kenntnis zu nehmen und die
drei Bundesbeschliisse anzunehmen, mit denen die Genehmigung der Anderung der
Liste LIX-Schweiz-Liechtenstein, die Anderungsbeschliisse der Pan-Europa-
Mittelmeer-Préaferenzursprungsregeln  und die  Genehmigung  zolltarifarischer
Massnahmen geplant waren. Kommissionssprecher Roland Fischer (glp, LU) hob vor
allem die im Bericht beschriebenen verhaltnismassig geringen negativen Effekte der
Covid-Pandemie auf die Schweizer Wirtschaft hervor. Dies sei vor allem den
umfangreichen Unterstitzungsprogrammen von Bund und Kantonen zuzuschreiben. Er
betonte aber auch, wie wichtig der diskriminierungsfreie, entwicklungsfahige Zugang zu
ausléandischen Markten fur die Schweiz sei. Die Kommission monierte freilich, dass dem
Rahmenabkommen mit der EU im Bericht angesichts der grossen Bedeutung einer
Unterzeichnung beziehungsweise Nichtunterzeichnung zu wenig Aufmerksamkeit
gewidmet worden sei. Dennoch beantragte die Kommission einstimmig, von den beiden
Berichten Kenntnis zu nehmen.

Fabian Molina (sp, ZH) beméngelte im Namen der SP, dass die Schweiz Themen wie
Nachhaltigkeit im Handel aber auch Umweltstandards und den Schutz von
Menschenrechten vernachlassige. Nationalratin Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte,
BL) drangte vor allem auf die Erhaltung der bilateralen Beziehungen mit der EU und
vermisste eine umfassende Strategie gegenuber China in Bezug auf den Balanceakt
zwischen Wirtschaftsbeziehungen und Menschenrechten. Auch die Fraktionen der FDP
und der GLP schlossen sich dem Ruf nach einer stabilen bilateralen Vertragsbasis mit
der EU an. Trotz dieser Kritik nahm der Nationalrat Kenntnis von den beiden Berichten
und nahm die drei Bundesbeschlisse einstimmig an. *'

Die APK-NR hatte der Standesinitiative zum Referendum iiber das
Freihandelsabkommen mit dem Mercosur im Januar 2021 mehrheitlich keine Folge
gegeben. Eine Minderheit Crottaz (sp, VD) hatte sich jedoch fir eine Annahme
eingesetzt. Der Kommissionsbericht hielt fest, dass die Referendumsmdglichkeit bei
Freihandelsabkommen richtig und wichtig sei, wie die Diskussion um das
Freihandelsabkommen mit Indonesien gezeigt habe. Gemass der neuen Praxis in Bezug
auf Standardabkommen unterstehen Freihandelsabkommen aber sowieso bereits dem
fakultativen Referendum, weshalb die Kommissionsmehrheit das Anliegen der
Standesinitiative als erfillt betrachtete.

In der Sommersession 2021 empfahl Kommissionssprecherin Schneider-Schneiter
(mitte, BL) dem Nationalrat bei der Vorprifung folglich die Ablehnung der Genfer
Standesinitiative sowie der Initiative des Kantons Jura (Kt. Iv. 19.302), welche die
Ausklammerung von Agrarprodukten aus dem Freihandelsabkommen mit dem Mercosur
forderte. Die Minderheitsfihrerin Brigitte Crottaz bezweifelte, dass das geplante
Mercosur-Freihandelsabkommen die Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 einhalte
und  kritisierte auch, dass es insbesondere in Brasilien vermehrt zu
Menschenrechtsverletzungen im Agrarbereich kdme. Die Abstimmung zum
Freihandelsabkommen mit Indonesien habe aufgezeigt, dass grundlegende Wirtschafts-
und Umweltpolitikentscheide von grossem Interesse fur die Schweizer Bevdlkerung
seien. Crottaz zeigte sich erfreut, dass Freihandelsabkommen gemass Bundesrat
bereits dem fakultativen Referendum unterstehen, womit das Anliegen der
Standesinitiative schon fast erfiullt sei. Sie verlangte dennoch die Annahme der
Initiative, weil der genaue Text des Abkommens noch nicht bekannt war und das
Parlament daher in der Sommersession 2021 keine Stellung dazu beziehen konnte.

Der Nationalrat schien das Anliegen der Initiative jedoch als erfullt anzusehen und
stimmte mit 110 zu 67 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) gegen ein Folgegeben.
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Nur zwei Tage nach deren Behandlung im Stdnderat kamen der Bericht zur
Aussenwirtschaftspolitik 2021, der Bundesbeschluss zur Anderung des
Handelsabkommens mit dem Vereinigten Kénigreich sowie der Bundesbeschluss iiber
die Genehmigung liber zolltarifarische Massnahmen im Jahr 2021 in der
Frihjahrssession 2022 in den Nationalrat. Claudia Fried! (sp, SG) beantragte dem Rat
im Namen der APK-NR die Annahme der beiden Bundesbeschlisse sowie die
Kenntnisnahme des Berichts. Eine starke Kommissionsminderheit Nussbaumer (sp, BL)
- unterstitzt von der SP-Fraktion - verlangte die Rickweisung von Kapitel 4 des
Berichts zu den Wirtschaftsbeziehungen mit der EU an den Bundesrat, damit dieser den
Bericht bis zur Sommersession 2022 um einen Umsetzungs- und Verhandlungsplan far
die Zukunftsfahigkeit des bilateralen Wegs erganzt. Nationalrat Nussbaumer bedauerte,
dass der Bundesrat den bilateralen Weg mit dem Abbruch der Verhandlungen tber ein
Rahmenabkommen blockiert habe. Er mahnte, dass man durch die Kenntnisnahme des
Berichts die «Strategielosigkeit des Bundesrates» abnicken wdirde. Unterstitzung
erhielt Nussbaumer von der Fraktion der Grlnen: Christine Badertscher (gp, BE)
erklarte, dass ein zusatzlicher Bericht mit moglichen Losungswegen sinnvoll sei. Zudem
kritisierte sie, dass der Bundesrat wie schon im Aussenwirtschaftsbericht keine
Zielkonflikte erwahnt habe - beispielsweise zwischen der Starkung von Handel und der
nachhaltigen Entwicklung - und dass die Themen Menschenrechte und Nachhaltigkeit
generell zu wenig prasent seien. Auch die GLP-Fraktion erachtete das umstrittene
Kapitel 4 des Berichts als unbefriedigend, weshalb sie die Minderheit unterstitzen
wollte.

Die Mehrheit der Kommission wollte jedoch von dieser Rickweisung absehen, da sich
der Bundesrat sowieso dazu verpflichtet habe, den bilateralen Weg fortzufiihren und
weiterzuentwickeln, wie Kommissionssprecherin Fried| erklarte. Zwar bedauerte es die
Mitte-Fraktion gemé&ss Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL), dass der Bericht
wenig Informationen zu den Wirtschaftsbeziehungen mit der EU enthielt, dennoch
wollte sie die Minderheit nicht unterstitzen. Auch Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) - und
mit ihm die FDP-Fraktion - storten sich am EU-Kapitel des Berichts, weil der Bundesrat
darin verlangte, dass schweizerisches Recht als gleichwertig zum EU-Recht anerkannt
werden soll. Man kénne von der EU nicht verlangen, die Schweiz nicht zu diskriminieren,
wahrend die Schweiz die EU beispielsweise beim Entsendegesetz seit Jahren
diskriminiere. Trotz aller Kritik unterstutzte aber auch die FDP-Fraktion den
Riuckweisungsantrag nicht. Zudem liess Portmann auch an der aktualisierten Version
der Aussenwirtschaftsstrategie des Bundesrats, die im Bericht Erwéhnung fand, kein
gutes Haar. Diese sei «so ungenligend, wie nur etwas ungenlgend sein kann»,
insbesondere weil sich die Strategie nicht zur Beziehung mit der EU dussere.

Aktiv gegen den Rlckweisungsantrag wehrten sich hingegen Roland Rino Blchel (svp,
SG) und mit ihm die gesamte SVP-Fraktion.

Der Nationalrat lehnte den Minderheitsantrag schliesslich mit 101 zu 76 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) ab und nahm den Bericht, der ansonsten unbestritten war, zur Kenntnis.
Die beiden Bundesbeschlisse zum Handelsabkommen mit dem Vereinigten Kénigreich
und Uber die Genehmigung zolltarifarischer Massnahmen wurden einstimmig
angenommen.

In den Schlussabstimmungen stimmten beide Rate dem Bundesbeschluss Uber die
Genehmigung der Anderung des Handelsabkommens mit dem Vereinigten Kénigreich
einstimmig zu. Keine Schlussabstimmungen bedurfte es zum Bundesbeschluss tUber die
Genehmigung zolltarifarischer Massnahmen, da es sich hierbei um einen einfachen
Bundesbeschluss handelt. %

Die APK-NR begann im Juni 2021 mit der Vorberatung der Anderung des
Embargogesetzes. Der Bundesrat beantragte mit der Gesetzesanderung, das Verbot der
Einfuhr von Feuerwaffen, Waffenbestandteilen und Munition sowie weiterer Guter fur
militadrische Zwecke aus Russland und der Ukraine aufrechtzuerhalten. Dartber hinaus
schlug er eine gesetzliche Grundlage vor, um in vergleichbaren Féllen nicht auf Basis
der Bundesverfassung Entscheide fallen zu mussen. Die Kommission beschloss, sich
mittels Anhérungen vertieft mit der Sanktionspolitik der Schweiz auseinanderzusetzen
und die Beratung des Entwurfs auf einen spateren Zeitpunkt zu verschieben. In einer
weiteren Sitzung im August 2021 entschied sie sich, die neusten Erwagungen der
bundesratlichen  Koordinationsgruppe  Sanktionspolitik —abzuwarten, um den
bundesratlichen  Entwurf dann  gemeinsam mit der themenverwandten
parlamentarischen Initiative Molina (sp, ZH; Pa.lv. 19.501) zu behandeln. Erst im Mai
2022 stimmte die APK-NR der Revision des Embargogesetzes mit 19 zu 6 Stimmen zu.
Eine Mehrheit sah darin die Moglichkeit einer kohérenten und ganzheitlichen Schweizer
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Sanktionspolitik, wahrend eine Minderheit eine Verletzung des Neutralitatsgebots und
eine Bedrohung fur die Glaubwdrdigkeit der Schweiz beflrchtete.

In der Sommersession 2022 befasste sich der Nationalrat mit dem Geschaft, das fur
allerlei Diskussionen sorgte. APK-NR-Sprecher Gerhard Pfister (mitte, ZG) verwies auf
die lange Vorberatung in der Kommission, die dem sich wandelnden Kontext geschuldet
gewesen sei. Der Kriegsausbruch im Februar 2022 habe die Beratungsweise des
Geschafts verdndert und neue Fragen hinsichtlich der Kompatibilitat mit der Neutralitat
und einer eigenstéandigen Sicherheitspolitik aufgeworfen. In Abweichung zur Vorlage
des Bundesrats und der Erweiterung, die der Stédnderat geschaffen hatte, schlug die
Kommission ihrem Rat daher einen weiteren Absatz vor. Durch diesen sollte der
Bundesrat ermachtigt werden, eigenstandig Sanktionen gegen Personen oder Entitaten
erlassen zu koénnen, die schwere Verletzungen des humanitaren Voélkerrechts, der
Menschenrechte oder ahnliche Verbrechen angeordnet oder begangen haben. Der
Bundesrat hatte urspringlich nur vorgeschlagen, Sanktionen auch auf Staaten
ausweiten zu kdnnen, die bisher nicht von den Zwangsmassnahmen betroffen gewesen
sind, sofern die Interessen der Schweiz dies erforderten. Der Sténderat hatte diesen
Geltungsradius in der Folge auf «Personen oder Entitdten» ausgeweitet, wovon die
APK-NR mit ihrem neuen Absatz zum autonomen Sanktionserlass deutlich abwich und
stattdessen das Anliegen der oben erwéhnten parlamentarischen Initiative Molina (Pa.lv.
19.501) aufnahm.

Zahlreiche Ratsmitglieder nutzten die Eintretensdebatte, um allgemeine Uberlegungen
zur Schweizer Neutralitat anzustellen. Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) meinte,
dass die Moglichkeit zu eigenstandigen Sanktionen die Handlungsfahigkeit des Landes
erhdéhe, und sah darin keinen Widerspruch zur Neutralitat. Die Schweiz kénne als
vernetztes Land nicht zuschauen, denn auch ein neutraler Staat musse Partei ergreifen,
wenn die Demokratie und ihre Grundwerte bedroht wiirden. Diesen Standpunkt vertrat
auch Sibel Arslan (basta, BS) im Namen der Griinen. Die grine Fraktion sdhe «keine
Missachtung des Neutralitatsgebotes», wenn es dem Bundesrat frei stehe, Sanktionen
Dritter auf Akteure seiner Wahl auszuweiten. Stattdessen erlaube die Vorlage eine
koharente und ganzheitliche Sanktionspolitik unter «Wahrung einer Neutralitat, die
Unrechtmassigkeit nicht duldet». Und auch FDP-Fraktionssprecherin Petra Gossi (fdp,
LU) pladierte fur Eintreten, da das Neutralitadtskonzept des Bundes von 1993 eine
Sanktionsteilnahme erlaube. Sie forderte, dass die Schweiz als neutrales Land eine
Interessenabwégung machen musse, statt eine Maximepolitik zu betreiben. Kritisch
gegenlber dem Bundesrat zeigte sich Nationalrat Molina, der den urspringlichen
Entwurf der Revision als «Minireférmli» bezeichnete, die der gegenwértigen Lage nicht
gerecht werde. Tiana Angelina Moser (glp, ZH) vertrat die Meinung, dass die Revision
eigentlich der Einhaltung und Sicherstellung der Neutralitdt diene, denn die
eigenstdndige Anpassung eines Sanktionsregimes sei unter Umstanden im
Landesinteresse, insbesondere in Féllen, in denen die Neutralitdt ansonsten verletzt
wirde. Die SVP-Fraktion, allen voran Roger Képpel (svp, ZH), forderte hingegen eine
Rickbesinnung auf die bewaffnete und umfassende Neutralitdt der Schweiz.
Wirtschaftssanktionen seien mit dieser Neutralitét nicht vereinbar, stattdessen schade
man im Endeffekt allen Parteien, da Russland die Schweiz auch nicht mehr als
Vermittlerin akzeptiere.

Eine Minderheit Nidegger (svp, GE) verlangte, berhaupt nicht auf die Anderung des
Embargogesetzes einzutreten. Laut Nidegger sind Sanktionen nur dann zu
rechtfertigen, wenn sie zur Einhaltung des Volkerrechts beitragen, so wie in Artikel 1des
Embargogesetzes festgehalten. Er argumentierte, dass die vorgeschlagenen Anderungen
der Kommission zur Folge hatten, dass Sanktionen auf Staaten ausgeweitet werden
kénnten, die das Volkerrecht gar nicht verletzt hatten. Denn da die Schweiz sowieso die
Sanktionen der UNO und ihrer wichtigsten Handelspartner (also der EU) Gbernehme, sei
es aus seiner Sicht unmaéglich, dass zusatzliche von der Schweiz sanktionierte Staaten
Uberhaupt gegen das Volkerrecht verstossen wurden. Dadurch wirde man also
unschuldige Staaten bestrafen, weshalb die Vorschlage der APK-NR gegen Artikel 1 des
Embargogesetzes verstiessen. Die grosse Kammer beschloss jedoch mit 131 zu 51
Stimmen, gegen den Widerstand der SVP, auf das Geschéft einzutreten.

In der Detailberatung musste sich der Nationalrat mit mehreren Minderheitsantragen
auseinandersetzen. Zwei davon stammten von Yves Nidegger, der die Bewahrung der
Neutralitat als gewichtigsten Faktor beim Erlass von Sanktionen festlegen lassen wollte.
Darlber hinaus beantragte er auch die Streichung des von der APK-NR vorgeschlagenen
Absatzes, mit dem der Bundesrat die Kompetenz zum eigenstandigen Sanktionserlass
erhalten hatte, sowie in einem Einzelantrag die Streichung des vom Bundesrat
eingebrachten Artikels zur Ausweitung von Sanktionen. Zwei weitere Minderheiten
Portmann (fdp, ZH) richteten sich ebenfalls gegen den neu vorgeschlagenen Artikel der
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APK-NR. Portmann wollte den Erlasstext insofern préazisieren, dass eine Ausweitung von
Sanktionen nur moglich sein sollte, wenn die Schweiz unmittelbar bedroht ist oder
mutmassliche Volkerrechtsvergehen vorliegen. Des Weiteren verlangte er, dass der
Bundesrat den zustandigen Parlamentskommissionen im Falle einer
Sanktionsausweitung einen Analysebericht zur Kompatibilitdt seiner Entscheidungen
mit der schweizerischen Neutralitat vorlegen musse. Nationalrat Portmann warnte
davor, das Embargogesetz drastisch zu éandern, bevor nicht eine ausfuhrliche Debatte
Uber die Neutralitatsfrage geflihrt worden ist. Schliesslich sei die Neutralitat fur die
Schweizer Bevolkerung ein parteilbergreifender Grundwert, den man nicht ohne
darUber zu sprechen «in den Kiibel werfen» sollte. Eine letzte Minderheit Fischer (glp,
LU) forderte schliesslich die Streichung eines vom Standerat eingefligten Artikels,
wonach Schweizer Unternehmen bei der Umsetzung von Sanktionen im internationalen
Vergleich nicht benachteiligt werden durfen. Diese Minderheit Fischer deckte sich mit
der Forderung von Bundesrat Parmelin, der bereits im Stédnderat vergeblich gegen
diesen Artikel angekdmpft hatte. Der WBF-Vorsteher sprach sich zudem gegen den
Vorschlag der Kommission aus, dem Bundesrat die Kompetenz eigenstandiger
Sanktionserlasse zu verleinen, da dies eine radikale Anderung der Schweizer
Sanktionspolitik bedeuten wirde. Er lehnte samtliche Minderheiten ab und empfahl die
Annahme des bundesrétlichen Originalentwurfs.

In der Folge lehnte der Nationalrat sédmtliche Minderheitsantrage ab. Den
Minderheitsantragen von Yves Nidegger stimmte jeweils nur die SVP-Fraktion zu, einzig
beim Antrag zur Streichung der eigenstéandigen Sanktionserlasse erhielt die SVP
Unterstitzung durch die FDP, blieb mit 107 zu 82 Stimmen aber dennoch erfolglos.
Auch der Minderheitsantrag Fischer wurde abgelehnt - jedoch mit umgekehrter
Rollenverteilung - entgegen dem Willen der SP, der Grunliberalen und der Grinen. Die
zwei Minderheiten Portmann wurden zwar von der SVP unterstiutzt, dies reichte jedoch
gegen die geschlossene Ablehnung der Ratslinken und der Mitte nicht aus.

In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat den Vorschlag seiner
aussenpolitischen Kommission mit 136 zu 53 Stimmen an und schuf damit eine
Differenz zum Standerat, der sich somit ein zweites Mal mit dem Entwurf befassen
musste. 2

Da der Stédnderat den vom Nationalrat geforderten Artikel zum Erlass autonomer
Sanktionen abgelehnt hatte, musste sich der Nationalrat in der Herbstsession 2022 im
Rahmen der Differenzbereinigung ein zweites Mal mit der Anderung des
Embargogesetzes auseinandersetzen. Zur Debatte stand weiterhin ebenjener fragliche
Artikel, mit dem der Bundesrat erméachtigt werden sollte, eigenstandig Personen und
Entitaten, die an schwerwiegenden Verletzungen des humanitédren Vélkerrechts oder
der Menschenrechte beteiligt sind, zu sanktionieren. Eine knappe Mehrheit der APK-NR
empfahl der grossen Kammer, dem Beschluss des Standerats zuzustimmen, wahrend
eine Minderheit Molina (sp, ZH) weiterhin an besagtem Artikel festhalten wollte. Fabian
Molina warf dem Sténderat vor, die Schweizer Neutralitdt mit Teilnahmslosigkeit und
«volliger Indifferenz» gleichzustellen und forderte den Nationalrat dazu auf, die
Diskussion Uber eigenstédndige, personenbezogene Sanktionen weiterzufihren.

Die Fraktionssprecherinnen und -sprecher der FDP-Liberalen, der Mitte und der SVP
drickten alle ihre Sorge darlber aus, dass ein Ja zu eigenstandigen Sanktionen eine
grundlegende Verdanderung der Schweizer Neutralitdt nach sich ziehen wirde, ohne
dass eine Vernehmlassung oder eine ausfuhrliche Diskussion Uber die
Neutralitéatspolitik stattgefunden hatte. Mehrmals wurde von dieser Seite auch kritisiert,
dass eigenstéandige Sanktionen wenig wirksam seien. Bundesrat Parmelin sprach sich
ebenfalls gegen eigenstandige Sanktionen der Schweiz aus, die nicht nur die
Sanktionspolitik des Landes neu ausrichten wirden, sondern das Land auch stark
exponieren und dessen Neutralitat bedrohen wirden. Zudem verfligten die zustandigen
Stellen des Bundes nicht Uber die nétigen Kapazitdten, um autonome Sanktionen
umzusetzen, so Parmelin.

Dem hielten die SP, die Grinen und die Grunliberalen entgegen, dass die Schweiz eine
gewisse Verantwortung bei schweren Verbrechen und Menschenrechtsverletzungen
wahrnehmen mdusse. Personen und Organisationen, die in schwerer Weise das
Voélkerrecht verletzen, sollten mittels einer eigenstéandigen, koharenten und proaktiven
Sanktionspolitik verfolgt werden. Der eigenstandige Erlass von Sanktionen wirde auch
nicht bedeuten, dass die Schweiz mit diesen Sanktionen alleine auf weiter Flur
dastehen wirde. Man kénne derartige Ausweitungen beispielsweise mit der EU
vorbesprechen, so das Argument der Minderheit.

Mit 103 zu 83 Stimmen folgte der Nationalrat dem Antrag der Mehrheit und stimmte
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dem Beschluss des Standerats zu. Hauptgrund fur den Meinungswandel war das
Umschwenken der Mitte-Fraktion, die bei der ersten Beratung der Revision noch die
Idee eigenstandiger Sanktionen unterstutzt hatte. Fraktionssprecherin Elisabeth
Schneider-Schneiter (mitte, BL) betonte jedoch, dass man den Bundesrat mit dem Nein
nicht aus der Pflicht nehme, eine zeitgemasse Sanktionspolitik zu prifen und verwies
auf eine héngige Motion der APK-NR (Mo. 22.3395). Mit dem Einschwenken des
Nationalrats auf die Linie des Standerats sollte das Embargogesetz also bloss geringfligig
angepasst werden. Die Schweiz kann weiterhin nur Sanktionen der UNO, der EU und der
OSZE Ubernehmen. Ausgebaut werden sollte nur die Kompetenz des Bundesrats,
bereits Ubernommene Zwangsmassnahmen teilweise oder vollstandig auf weitere
Staaten und Personen ausweiten zu kénnen, sofern das Interesse des Landes dies
erfordert.

In der Schlussabstimmung stimmte die kleine Kammer einstimmig fir die Annahme der
Revision. Ganz anders der Nationalrat, der den Entwurf mit 118 zu 70 Stimmen (bei 5
Enthaltungen) ablehnte. Die SVP, die im Verlauf der Herbstsession immer wieder die
Ubernahme der EU-Sanktionen gegen Russland kritisiert und eine Rickkehr zur
integralen Neutralitat gefordert hatte, wich von ihrem tags zuvor getroffenen Entscheid
ab und versenkte die Revision gemeinsam mit der SP und den Grinen. %

Der Bundesrat publizierte im Januar 2023 den Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik
2022 sowie vier Bundesbeschlisse. Diese vier Beschlisse umfassten die Genehmigung
des Internationalen Kaffee-Ubereinkommens von 2022, die Genehmigung des 2022
revidierten Internationalen Kakao-Ubereinkommens von 2010, die Genehmigung des
Abkommens zwischen dem WBF und dem Bundesministerium fur Wirtschaft und
Klimaschutz der Bundesrepublik Deutschland Uber Zusammenarbeit und Koordinierung
der Wettbewerbsbehdérden sowie die Genehmigung zolltarifarischer Massnahmen 2022.
Der Bericht lieferte einen Uberblick tiber die wichtigsten aussenwirtschaftspolitischen
Entwicklungen im vergangenen Jahr. Pragend waren dabei die Auswirkungen des Kriegs
Russlands gegen die Ukraine (insbesondere bei den globalen Produktions- und
Lieferketten), die starke Inflation, die nachwirkenden Schwierigkeiten rund um die
Covid-19-Pandemie, die zuklnftige Stossrichtung fur ein Verhandlungspaket mit der EU
sowie die weltweite Tendenz zu mehr Protektionismus.

Der Nationalrat befasste sich in der Frihjahrssession 2023 mit dem Bericht. Die
Fraktionen gingen auf die flr sie wichtigsten Punkte ein. So warnte etwa Elisabeth
Schneider-Schneiter (mitte, BL) flr die Mitte-Fraktion vor der Erosion des bilateralen
Wegs mit der EU und auch SP-Vertreter Fabian Molina (sp, ZH) forderte den Bundesrat
auf, die Sondierungsgesprache mit der EU rasch voranzubringen. Den Sprechenden der
FDP- sowie der GLP-Fraktion bereitete allen voran die Problematik des Protektionismus
respektive die «zahlreichen grossen Subventionsprogramme und staatlichen Beihilfen
anderer Lander» (Petra Gossi fdp, SZ) Sorgen. Auch Roland Biichel (svp, SG) kritisierte
seitens der SVP den Protektionismus. Er warb als Gegenmittel dafur, den Freihandel
voranzutreiben und auch mit Ldndern zusammenzuarbeiten, «die nicht unseren Idealen
entsprechen». Die Grinen in Person von Nicolas Walder (gp, GE) wiederum kritisierten
generell die Aussenwirtschaftspolitik des Bundesrates, in welcher zu fest auf Handels-
und Konsumwachstum fokussiert werde und es einen Mangel an Kontrollmechanismen
fur die Unternehmen gebe. In den anschliessenden Abstimmungen wurden die vier
Bundesbeschlisse einstimmig angenommen.

Der Standerat behandelte den Aussenwirtschaftsbericht in derselben Session.
Nachdem Pirmin Bischof (mitte, SO) fir die Kommission sowie Wirtschaftsminister
Parmelin seitens des Bundesrates die wichtigsten Themen des Berichts hervorgehoben
hatten, nahm die kleine Kammer die vier Bundesbeschlisse jeweils einstimmig an. %
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Strukturpolitik

Entgegen dem Antrag des Bundesrates nahm der Nationalrat im Herbst 2022 ein
Postulat Schneider-Schneiter (mitte, BL) zur Frage der Versorgungssicherheit mit
Metallen und seltenen Erden mit 102 zu 76 Stimmen an. Mit dem Postulat forderte die
Baselbieterin, dass der Bundesrat in Anlehnung an den Bericht in Erflllung des
Postulats 12.3475 einen Zusatzbericht zur langfristigen Schweizer Aussenpolitik bei
Metallen und seltenen Erden verfasst. Im Bericht enthalten sein sollen Uberlegungen,
wie die Abhéangigkeit vom Ausland in diesem Bereich reduziert werden kann und welche
Massnahmen der Bundesrat fir die Recylingwirtschaft sowie flr die Forschung zur
Substituierung solcher kritischer Stoffe vorsieht. Nationalratin Schneider-Schneiter
flgte im Rat an, dass mehr als 90 Prozent der weltweit verwendeten seltenen Erden aus
China stammten und praktisch alle elektronischen Produkte auf solche Materialien
angewiesen seien. Sie argumentierte, dass das Freihandelsabkommen mit China nicht
sicherstelle, dass diese Schlusselrohstoffe sowie die daraus entstehenden Produkte
stets geliefert wirden. Es brauche deshalb eine umfassende Strategie, die diese
politischen und 6konomischen Abhéngigkeiten sowie deren 6kologische Ursachen
genauer betrachte.

Der Bundesrat erachtete die Ausarbeitung einer neuen Strategie oder die Einfihrung
neuer Massnahmen als nicht notwendig. Wie Wirtschaftsminister Guy Parmelin im Rat
erklarte, sei die wirtschaftliche Abhangigkeit von China in Bezug auf seltene Erden in
den letzten Jahren gesunken, da sich die Produktion geografisch diversifiziert habe: Im
Jahr 2019 stammten nur noch 62 Prozent des weltweiten Volumens aus der
Volksrepublik. Zudem importiere die Schweiz primar weiterverarbeitete Produkte und
keine seltenen Erden als Rohstoffe per se, weshalb Preisschwankungen die Schweizer
Wirtschaft nicht direkt betreffen wiirden. Uberzeugt zeigte sich Parmelin des Weiteren
davon, dass die Schweizer Forschung, die Aussenpolitik sowie die Umweltpolitik dazu
beitragen wurden, geeignete Losungen zur Verringerung der Abhéngigkeit von seltenen
Erden zu finden. Dem ablehnenden Antrag des Bundesrates folgten die Vertreterinnen
und Vertreter der Fraktionen der FDP und mehrheitlich der SVP; der Ansicht der
Postulantin folgten die geschlossen stimmenden Fraktionen der SP, der GLP, der Mitte
sowie der Griinen. ¥

Im Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie und dem Krieg in der Ukraine kam es zu
Schwierigkeiten in internationalen Lieferketten und in der Verfligbarkeit gewisser Guter
und Energietrager. Im Jahr 2022 standen deshalb die wirtschaftliche
Versorgungssicherheit sowie die wirtschaftliche Kriegsvorsorge vermehrt im Interesse
der medialen Berichterstattung sowie im Fokus einiger parlamentarischer Vorstdsse.
Zentral waren dabei die Pflichtlager, wie beispielsweise jenes fur Treibstoffe: Wahrend
dieses Uber Jahrzehnte nie angezapft worden war, musste der Bundesrat im
vergangenen Jahrzehnt mehrfach Reserven fiir den Markt freigeben (2010, 2015, 2018
und 2019). Zu den Hauptursachen flr die Versorgungsengpésse auf dem freien Markt
zadhlten vor allem der tiefe Rheinpegel in trockenen Sommern - welcher den Import
Uber die Rheinschifffahrt erschwerte -, Streiks im Ausland und Probleme in Raffinerien.
Auch im Sommer 2022 musste der Bundesrat das Pflichtlager teilweise freigeben - dazu
beigetragen hat auch der Krieg in der Ukraine. Im Méarz 2022 &ffnete der Bundesrat
zudem das Pflichtlager fur Opioide. Dieser Schritt sei aufgrund einer «schweren
Mangellage» an Schmerzmitteln auf dem Schweizer Markt notwendig geworden, die
durch Kapazitatsprobleme in der Herstellung solcher Medikamente verursacht worden
sei, erklarte der Bundesrat dazu. Neben der Freigabe von bestehenden Pflichtlagern
wurden auch neue eingefuhrt: So kam 2022 ein Pflichtlager fur Rapssaatgut neu dazu.
Bereits 2020 fuhrte der Bundesrat das Pflichtlager fur Ethanol - das 2018 aufgelost
worden war - wieder ein (vgl. Mo. 20.3448), da es zu Beginn der Covid-19-Pandemie zu
Versorgungsschwierigkeiten mit Ethanol fur die Produktion von Desinfektionsmitteln
gekommen war. Die Pflichtlager erstreckten sich im Jahr 2022 deshalb Uber Zucker,
Reis, Speisedle und -fette, Getreide, Kaffee, Futtermittel, Stickstoff-Dunger, Benzin,
Dieseldl, Flugpetrol, Heizdl sowie Heizdl extra leicht (fir Zweistoffanlagen), Uran-
Brennelemente, Rapssaatgut, diverse Arzneimittel und Impfstoffe, Kunststoffe
(Polyethylen-Granulate zur Herstellung von Desinfektionsmittelflaschen sowie
Zusatzstoffe) und Ethanol. Wie die Aargauer Zeitung im Juni 2022 schrieb, erwiesen
sich diese «Uberbleibsel aus dem Kalten Krieg» plétzlich wieder als sinnvolle
Massnahmen, um aktuellen Herausforderungen zu begegnen.
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Auch organisatorisch erkannte der Bundesrat beim Thema der wirtschaftlichen
Landesversorgung Handlungsbedarf: Im Marz 2022 kindigte er an, das dafur zustandige
BWL personell aufstocken zu wollen. Insbesondere der Chefposten im Bundesamt soll
dabei zu einer Vollzeitstelle ausgebaut werden - bisher war dieser Milizposten mit
einem Pensum von 40 Prozent verbunden.

Die Frage der wirtschaftlichen Versorgungssicherheit beschéaftigte auch die Mitte-
Fraktion, welche bei essenziellen Gltern eine Reduktion der Abhangigkeit vom Ausland
verlangte - eine Motion, die der Standerat im Herbst 2022 als Zweitrat jedoch fallen
liess. Im Sommer verdffentlichte der Bundesrat zudem einen Bericht zu einer
angenommen Motion Haberli-Koller (mitte, TG; Mo. 20.3268), welche ebendiese
wirtschaftlichen Abhéngigkeiten bei essenziellen Gutern aufzeigte. Weiter wollte der
Nationalrat auch die Situation der Versorgungssicherheit mit Metallen und seltenen
Erden geklart haben und Uberwies im Herbst 2022 ein entsprechendes Postulat
Schneider-Schneiter (mitte, BL; Po. 20.3950) an den Bundesrat.

Des Weiteren trat das Thema der wirtschaftlichen Landesversorgung im Zusammenhang
mit der drohenden Energieknappheit im Winter 2022/2023 in den Fokus der
offentlichen Debatte. Nebst den durch den Bund in Auftrag gegebenen Pflichtlagern
standen auch die privaten Notvorrate im Fokus. So rief beispielsweise der
Regierungsrat des Kantons Zurich im September 2022 die Bevolkerung dazu auf, einen
Notvorrat anzulegen, um gegen die Energieknappheit gewappnet zu sein. Der Notvorrat
solle dabei aus Wasser und Getranken, Lebensmitteln, Gebrauchsgltern,
Hygieneartikeln sowie einer Hausapotheke bestehen. Auch das BLV habe in diesem
Zusammenhang seine Informationstatigkeit verstarkt, berichtete die NZZ.

Die Diskussion weitete sich zuletzt auch auf den militdrischen Bereich aus: Die vielen
Bunkeranlagen in privaten sowie 6ffentlichen Gebduden in der Schweiz gewannen im
Jahr 2022 aufgrund des Kriegs in der Ukraine und der atomaren Drohungen seitens
Russlands plétzlich wieder an medialem Interesse. Als einziger Kanton hat dabei Luzern
die Zuteilung der Bevdlkerung auf die Bunkeranlagen online veroffentlicht. Die Aargauer
Zeitung berichtete zudem dartber, in welchen Kantonen genlgend Schutzplatze und in
welchen gemessen an der wohnhaften Bevdlkerung zu wenig Schutzplatze vorhanden
sind. Wahrend etwa der Kanton Graubuinden eine Abdeckung von 146 Prozent aufweise,
kénne der Kanton Genf nur 72 Prozent aller Einwohnerinnen und Einwohnern im
Ernstfall einen Schutzplatz anbieten. Gesamtschweizerisch betrachtet bestehe
allerdings eine Abdeckung von lber 100 Prozent. 2

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Post und Telekommunikation

Eine Mehrheit des Nationalrates war in der Sondersession im Mai 2023 der Meinung,
dass eine Obergrenze fiir Roaming-Gebiihren fir die Nutzung des Handynetzes im
Ausland eingefihrt werden sollte. Mit 116 zu 68 Stimmen bei 4 Enthaltungen nahm die
grosse Kammer eine entsprechende Motion Schneider-Schneiter (mitte, BL) an. Die
Mitte-Nationalratin beklagte die hohen Gebuhren, die bei der Nutzung des
Mobiltelefons mit Schweizer Telefonanbietenden im Ausland anfallen, und rief den
Bundesrat in der Debatte dazu auf, in der Fernmeldeverordnung einseitig eine
Preisobergrenze fur Endkundentarife festzulegen. Da ein Beitritt zur EU-Roaming-
Regelung - in der EU wurden samtliche Roaminggebihren unter den Mitgliedstaaten
aufgehoben - aufgrund der ungeklérten Beziehungen zur EU derzeit nicht méglich sei,
sei eine Preisobergrenze der geeignete Schutz fur Verbraucherinnen und Verbraucher.
Bundesrat Albert Ro&sti  erachtete eine solche einseitige Festlegung der
Preisobergrenzen jedoch als nicht gangbar, weil sie einerseits bereits in der Teilrevision
des Fernmeldegesetzes verworfen worden war und andererseits auslandische
Telekomanbietende ohne internationale Vereinbarung nicht dazu angehalten werden
kénnten, Schweizer Preisobergrenzen einzuhalten. Nichtsdestoweniger folgten die
geschlossenen Fraktionen der SP, der GLP, der Mitte und der Grliinen zusammen mit
wenigen Mitgliedern der SVP und der FDP der Motionérin und Uberwiesen den Vorstoss
an den Standerat. %
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Entgegen der Meinung des Nationalrats sprach sich der Standerat im September 2023
gegen eine Motion Schneider-Schneiter (mitte, BL) aus, welche eine Obergrenze fiir
Roaming-Gebiihren gefordert hatte. Joseph Dittli (fdp, UR) empfahl als Vertreter der
KVF-SR, welche sich zuvor mit 9 zu O Stimmen bei 3 Enthaltungen gegen die Motion
ausgesprochen hatte, die Motion abzulehnen. In der Revision des Fernmeldegesetzes
habe sich das Parlament 2019 dagegen entschieden, dem Bundesrat eine unilaterale
Kompetenz zur Festlegung einer Preisobergrenze fir Roaminggeblhren zu erteilen.
Weiter merkte der Kommissionssprecher an, dass die Roaming-Geblhren in den
letzten Jahren massiv gesunken seien, dass bei der Schlichtungsstelle kaum mehr
Beschwerden dagegen eingegangen seien und dass Kundinnen und Kunden der
Mobilfunkanbieter zahlreiche Alternativen zu Roaming zur Verfligung hatten. Dies
spreche gesamthaft gegen eine Obergrenze fur Roaming-Gebilhren. Auch der
Bundesrat hatte die Ablehnung der Motion beantragt. Der Stédnderat lehnte den
Vorstoss in der Folge stillschweigend ab, womit die Motion erledigt war. *°

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Forschung

Eine knappe Mehrheit der APK-NR forderte im Februar 2022 dringliche Massnahmen zu
Gunsten des Schweizer BFI-Standorts. Die Kommission wollte den Bundesrat damit
beauftragen, Verhandlungen mit der EU Uber eine spezifische Vereinbarung
aufzunehmen, welche fur eine umgehende Assoziierung der Schweiz als Drittland an die
EU-Programme Horizon Europe, Digital Europe, ITER, Euratom sowie Erasmus+ sorgt. In
dieser Vereinbarung sollen auch die Grundsatze flur weitere Verhandlungen zwischen
der Schweiz und der EU geregelt werden. Zudem soll dieser Weg vor einem Entscheid
Uber Erganzungs- und Ersatzmassnahmen eingeschlagen werden. Im Gegenzug soll der
Bund eine einmalige Erhéhung des Schweizer Kohasionsbeitrages vorsehen. Anlass fur
diese Motion war unter anderem eine gemeinsame Resolution von scienceindustries,
dem ETH-Rat und von swissuniversities, welche auf die negativen Konsequenzen der
fehlenden Assoziierung flr den Schweizer Forschungs- und Innovationsplatz hinwies.
Eine Minderheit der APK-NR um Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) beantragte
die Ablehnung der Motion. Auch der Bundesrat konnte sich nicht mit dem Vorstoss
anfreunden. Zwar verfolge auch die Regierung das Ziel, die Assoziierung an die EU-
Programme voranzutreiben; die Schweiz habe jedoch bis anhin schon alles Mdgliche
unternommen, um die entsprechenden Verhandlungen zu starten. Es fehle letztlich am
Willen der EU, welche die Assoziierung der Schweiz an die EU-Rahmenprogramme im
BFI-Bereich von den allgemeinen Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU
abhangig mache. Die Frage der Assoziierung solle daher vielmehr im Rahmen des
strukturierten politischen Dialogs angesprochen werden.

In der Sommersession 2022 betonte Fabian Molina (sp, ZH) seitens der
Kommissionsmehrheit, dass der Schweizer BFI-Bereich stark unter der Nicht-
Assoziierung an die BFI-Rahmenprogramme der EU leide. Der Bundesrat habe im
Februar 2022 seinen neuen Verhandlungsansatz fur die kinftigen Beziehungen
Schweiz-EU vorgestellt. Der Schweizer BFI-Bereich kénne aber nicht so lange warten,
bis dieser Ansatz greife; die Vollassoziierung musse rasch geschehen. Wenn im Jahr
2022 keine Losung mehr gefunden wurde, hatten «so gut wie alle Forschungsprojekte
aufgrund der bestehenden Periodizitat ohne Schweizer Beteiligung begonnen». Der
Aussage von Fabian Molina entgegnete Minderheitensprecherin Elisabeth Schneider-
Schneiter, dass die EU klargemacht habe, dass sie zuerst die offenen Fragen,
beispielsweise bezlglich der dynamischen Rechtsibernahme oder der Rolle des EuGH
geklart haben wolle, bevor Uber weitere Abkommen gesprochen werde. Es sei nun am
Bundesrat, diese Fragen mit der EU zu kléren, seitens des Parlaments seien bereits
gentgend ldeen und Antrége vorgelegt worden. Auch Aussenminister Ignazio Cassis
beantragte die Ablehnung der Motion. Schon fast verzweifelt &usserte er die
rhetorische Frage, wie mit jemandem verhandelt werden kénne, der nicht verhandeln
wolle. Das Parlament kdnne so viele Motionen annehmen, wie es wolle, in der Realitat
wolle die EU aber momentan keinen Schritt auf die Schweiz zugehen.

In der anschliessenden Abstimmung kam es zu einer Pattsituation. Mit Stichentscheid
der Ratspréasidentin Iréne Kalin (gp, AG) wurde die Motion sodann mit 93 zu 92 Stimmen
bei 6 Enthaltungen angenommen. Zustimmung erhielt die Motion von der SP-, der
Grinen- und der GLP-Fraktionen sowie von einzelnen Mitgliedern der Mitte- und der
FDP.Liberalen-Fraktionen.
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